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Abréviations

EJPD Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement
AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
SRF Schweizer Radio und Fernsehen
ASO Auslandschweizer-Organisation
IKRK Internationales Komitee vom Roten Kreuz
EMD Eidgenössisches Militärdepartement,

heute: Eidgenössisches Departement für Verteidigung,
Bevölkerungsschutz und Sport (VBS)

NSDAP Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei
KES Verein Kulinarisches Erbe der Schweiz

DFJP Département fédéral de justice et police
AVS Assurance-vieillesse et survivants
RTS Radio Télévision Suisse
OSE Organisation des Suisses de l'étranger
CICR Comité international de la Croix-Rouge
DMF Département militaire fédéral,

aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS)

NSDAP Parti national-socialiste des travailleurs allemands
PCS Association Patrimoine culinaire suisse
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Chronique générale

Eléments du système politique

Problèmes politiques fondamentaux

Problèmes politiques fondamentaux

Auch 2015 wird es zu einigen Jubiläen kommen, die sowohl hinsichtlich Organisation,
aber auch bezüglich historische Deutung ihre Schatten ins 2014 warfen (Schlacht am
Morgarten 1315, Eroberung des Aargaus 1415, Schlacht bei Marignano 1515, Wiener
Kongress 1815 oder Ende des Zweiten Weltkrieges 1945). Die Festivitäten für die
Jubiläen werden bisher samt und sonders von Privaten oder den Kantonen geplant und
getragen. Der Bundesrat hielt sich bisher auffällig zurück. In ihren Antworten auf
entsprechende Interpellationen, die sich nach dem Einsatz des Bundes erkundigten,
erklärte die Regierung, dass sich die Eidgenossenschaft bei Erinnerungsfeiern für
historische Ereignisse bisher immer eher zurückhaltend gezeigt habe. Der Bund könne
aber eine koordinative Tätigkeit übernehmen und unterstütze die geplanten
Ausstellungen des Landesmuseums. Seitens des Bundes seien bisher lediglich drei
Jubiläen aktiv durchgeführt worden: 1891 (600 Jahre Eidgenossenschaft), 1941 (650
Jahre Eidgenossenschaft) und 1991 (700 Jahre Eidgenossenschaft). Hingegen hatte die
Regierung noch 2013 eine Motion Markwalder (fdp, BE) zur Annahme empfohlen, die
den Bund aufforderte, den vierzigsten Jahrestag der Ratifikation der Konvention zum
Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) gebührend zu feiern. In seiner
positiven Antwort bot der Bundesrat seine Beteiligung an verschiedenen Aktivitäten an,
bei denen die Bedeutung der EMRK bewusst gemacht werden soll, an denen aber auch
kritische Auseinandersetzungen mit der Konvention möglich sein sollen. Im Rat war die
Annahme allerdings von Schwander (svp, SZ) bekämpft worden. In eine ähnliche Kerbe
hieb das noch nicht behandelte Postulat Müller-Altermatt (cvp, SO), das einen Bericht
verlangt, mit dem die wichtigsten Ereignisse beschrieben werden sollen, die
verantwortlich sind für die Erlangung der bürgerlichen Freiheiten in der Schweiz. Für
die Willensnation Schweiz sei es zentral zu wissen, welche Grundwerte und Ereignisse
diese ausmachten. Der Bericht solle dann Grundlage bilden für Gedenkfeiern,
Kampagnen oder Schriftlichkeiten, mit denen die Kenntnisse über die Erringung der
bürgerlichen Freiheiten vertieft und die Willensnation Schweiz gestärkt werde.
Unterschiedliche Geschichtsbilder und entsprechend unterschiedliche Betonungen der
verschiedenen Jubiläen lassen sich auf der Links-Rechts-Achse verorten. Während die
rechts-konservative Seite die alten Schlachten (Morgarten, Marignano) als wegweisende
Wurzeln der heutigen Schweiz ehren will, sieht die Linke hier eher zu dekonstruierende
Mythen. Gemäss der Linken seien die Wurzeln der Schweiz vielmehr in modernen
Ereignissen zu verorten, wie etwa der Gründung des Bundesstaates 1848 oder der sich
2015 zum 70sten Mal jährenden Befreiung Europas. Bei ihrer Delegiertenversammlung
im Juni in Winterthur begann die SP ein Jubiläum für das Oltener Aktionskomitee und
den Landesstreik von 1918 zu planen. 1

DÉBAT PUBLIC
DATE: 21.06.2014
MARC BÜHLMANN

Der hundertste Jahrestag des Ausbruchs des 1. Weltkriegs war für verschiedene
Akteure Anlass, die Rolle der Schweiz während dieser Zeit zu beleuchten. Die Schweiz
wurde damals vom Krieg weitgehend verschont. Dies wurde in verschiedenen
Stellungnahmen auf den entschiedenen Wehrwillen und die Abwehrfestungen, aber
auch auf die Rohstoffarmut zurückgeführt, die die Schweiz als Angriffsziel unattraktiv
machten. Geboren wurde damals die Vorstellung von der Schweiz als geeinte,
humanitäre und barmherzige Friedensinsel inmitten des barbarischen Krieges. Dieses
Bild wird von Seiten der Geschichtswissenschaft als zumindest teilweise verklärt
betrachtet. So war die Schweiz zum einen auf Rohstoffimporte angewiesen, zum
anderen riss der Krieg, bzw. vielmehr die unterschiedliche Parteinahme in den
Sprachregionen, einen Graben auf, der lange Zeit offen blieb. Diesen Graben vermochte
auch der zu einem eigentlichen Mythos gewandelte Aufruf Carl Spittelers für einen
gemeinsamen, neutralen Standpunkt nicht zu schliessen. Sympathisierte die
Deutschschweiz mehrheitlich mit Deutschland, ergriff die Westschweiz eher für
Frankreich Partei. Die Schweiz wurde so zu einem eigentlichen Propagandaschlachtfeld.

DÉBAT PUBLIC
DATE: 28.07.2014
MARC BÜHLMANN
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Gedenken will man 2015 der Schlacht am Morgarten, die 1315 stattgefunden haben soll,
was unter Historikern zumindest umstritten ist. Die Kantone Schwyz und Zug begannen
im Berichtsjahr mit der Planung von verschiedenen Festen und Einrichtungen beim
mutmasslichen Schlachtort. Mitte November stellten die Projektverantwortlichen das
mit rund CHF 5 Mio. budgetierte Programm mit dem Titel „Morgarten – 700 Jahre
Abenteuer Geschichte“ vor. Weil das Geschichtsbild dem Wissensstand angepasst
werden soll, sollen die Feiern Ende Januar 2015 mit einem Historikerkongress gestartet
werden. Mit einem im Mai zu eröffnenden Informationszentrum, einem Wanderpfad
und einer Aussichtsplattform sollen sich Interessierte vor Ort ein Bild machen können.
Zudem sind im Juni ein Volksfest mit Umzug und im August ein Freilichttheater mit 18
Aufführungen geplant. Abschluss wird der traditionelle Anlass mit dem
Gedenkschiessen Mitte November 2015 bilden. 2

DÉBAT PUBLIC
DATE: 05.08.2014
MARC BÜHLMANN

2015 jährt sich die Eroberung des Kantons Aargau durch die acht Alten Orte zum
600sten Mal. Die Errichtung von Gemeinen Herrschaften im ehemaligen
habsburgischen Baden und im Freiamt gilt als wichtige und verstärkende Klammer der
Allianz der alten Eidgenossenschaft. Der Kanton plant deshalb für das Jubeljahr eine
Reihe von Festivitäten. 3

DÉBAT PUBLIC
DATE: 05.08.2014
MARC BÜHLMANN

In der Stadt Baden (AG) wurde Anfang September des Friedensschlusses von 1714
gedacht. Hier wurde vor dreihundert Jahren der Spanische Erbfolgekrieg beigelegt. Die
Verhandlungen gelten als erster internationaler Friedenskongress auf Schweizer Boden
und als frühes Beispiel der „Guten Dienste“ der Schweiz. Zum Jubiläum fanden sich
neben Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf auch National- und Ständeräte aus
Kantonen der damaligen, 13 Orte umfassenden alten Eidgenossenschaft sowie
diplomatische Vertreter der europäischen Länder, die seinerzeit am Friedensprozess
beteiligt gewesen waren, ein. Während Widmer-Schlumpf die Bedeutung der Schweiz
als Vermittlerin hervorhob, betonte Jakob Kellenberger – Präsident des Internationalen
Komitees vom Roten Kreuz – die Bedeutung der EU als Friedensprojekt.

DÉBAT PUBLIC
DATE: 07.09.2014
MARC BÜHLMANN

2015 wird es 200 Jahre her sein, seit die damaligen Grossmächte der Schweiz am
Wiener Kongress nicht nur immerwährende Neutralität zuerkannten, sondern den
Staatenbund auch um Genf, Neuenburg und Wallis erweiterten. Die drei Westschweizer
Kantone planen Festakte zu ihrem 200-Jahr-Jubiläum, wobei einzelne Jubiläumsakte
bereits 2014 Gestalt annahmen. Am 12. September des Berichtsjahres hielten die
Regierungen der drei Kantone ihre Sitzungen in Bern ab. Das Datum wurde gewählt, weil
just 200 Jahre früher die Tagsatzung entschlossen hatte, die drei unter
napoleonischem Einfluss stehenden, aber schon längere Zeit lose mit der
Eidgenossenschaft verbundenen Gebiete wie von den Grossmächten geplant
aufzunehmen, was allerdings beim Wiener Kongress bestätigt werden musste. Im
Kanton Genf hatten die Feierlichkeiten gar bereits im Dezember 2013 begonnen, als wie
jedes Jahr die Restauration, also der Abzug der französischen Truppen, gefeiert wurde.
Der Kanton Neuenburg feierte das Ereignis Mitte September mit kleineren Anlässen,
während im Kanton Wallis erst für 2015 Festivitäten geplant sind. Weniger Anlass zum
Feiern sind die Entscheide des Wiener Kongresses im Kanton Jura. 1815 wurde das
jurassische Territorium des Fürstbischofs von Basel dem Kanton Bern zugeschlagen, um
diesen für den Verlust der Untertanengebiete Aargau und Waadt zu entschädigen. Die
vor 200 Jahren in Wien gefällten Entscheide sorgten damit auch dafür, dass die Schweiz
zu einem Staat mit einer gewichtigen französischsprachigen Minderheit werden sollte. 4

DÉBAT PUBLIC
DATE: 12.09.2014
MARC BÜHLMANN

Ungebremst optimistisch blickte die «Sonntagszeitung» auf das vergangene Jahrzehnt
zurück. Die zu Jahresbeginn veröffentliche Retrospektive zu den 2010er-Jahren
thematisierte den weltweit gestiegenen Frauenanteil in der Politik, die angestiegene
Lebenserwartung, die gestiegene Toleranz gegenüber unterschiedlichen sexuellen
Orientierungen, die schrumpfende Anzahl Menschen, welche in totaler Armut lebte,
ebenso wie technologische und wissenschaftliche Fortschritte, namentlich die sich
etablierende Blockchain-Technologie, die CRISPR/Cas-Methode in der Gentechnik,
bahnbrechende Bilder des mit Raumsonden besuchten äusseren Sonnensystems und
den Dank Smartphones weltweit zunehmend vorhandenen Internetzugang. Nicht zuletzt
sei auch das Fernsehen besser geworden, wie die Zeitung mit den Serien «Game of
Thrones», «Breaking Bad» oder «Black Mirror» veranschaulichte.

DÉBAT PUBLIC
DATE: 04.01.2020
CHRISTIAN GSTEIGER
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Es gebe aber auch Verbesserungspotenzial: Obwohl sich beispielsweise Tierbestände
wie jene der nepalesischen Tiger oder der Buckelwale merklich erholten, wurde die
Liste der bedrohten Tierarten insgesamt länger. Zudem brachte auch die steigende
Lebenserwartung der Menschen neue Herausforderungen mit sich, etwa für die
Altersvorsorge. Auch die vermehrte Nutzung des Internets, so der Zukunftsforscher
Matthias Horx gegenüber der Aargauer Zeitung, habe unschöne Seiten hervorgebracht:
Fake-News und Hate-Speech und damit verbunden auch Populismus und politische
Manipulationen hätten sich in den vergangenen Jahren beinahe unaufhaltbar
ausbreiten können, betonte er. Das sei das Gegenteil dessen, was die digitale
Revolution versprochen habe, weshalb er die 2010er-Jahre als das «Jahrzehnt der
digitalen Verwirrung» bezeichnete. Die 2020er-Jahre aber würden Besserung geloben:
Geht es nach Horx, werden diese das Jahrzehnt des digitalen Aufräumens. 5

Identité nationale

Eine ähnliche Problematik kam am Forum "Störfall Heimat – Störfall Schweiz",
organisiert vom Zürcher Institut für angewandte Psychologie, zur Sprache. Thematisiert
wurde das Ende des 'Sonderfalls' sowie das Spannungsfeld von verunsichertem
Selbstverständnis und europäischer Herausforderung. Die Referenten unterschieden
verschiedene Ebenen von Identität und deren mögliche Konsequenzen wie
Provinzialismus, Fremdenfeindlichkeit, aber auch Kooperations- und
Integrationsfähigkeit. Die These, wonach die übermässige Beschäftigung mit sich selber
als Zeichen einer allgemeinen Verunsicherung wie auch einer Schweiz im Umbruch zu
deuten sei, wurde ebenfalls diskutiert. Im Spannungsfeld zwischen Öffnung und
Heimatbezogenheit plädierten die einen für eine verstärkte Integration der Schweiz in
ein übergeordnetes Europa, während andere die Idee Heimat in der Region, auch in der
staatenübergreifenden, als erstrebenswert erachteten. 6

DÉBAT PUBLIC
DATE: 25.07.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Auch der Schriftsteller Adolf Muschg, der unter dem Titel "Die Schweiz am Ende – am
Ende die Schweiz" Aufsätze, Reden und Artikel über die Schweiz der 70er und 80er
Jahre veröffentlichte, thematisierte den 'Sonderfall' Schweiz und dessen Ende. Mit der
Kopp-Affäre, den Enthüllungen zur Geldwäscherei und dem Fichen-Skandal sei das
Ende des 'Sonderfalles' deutlich zu Bewusstsein gekommen. Eine neue
Auseinandersetzung sowohl mit der Vergangenheit als auch mit den Problemen der
Zukunft sollte gemäss Muschg unbedingt einsetzen. Was die Vergangenheit anbelangt,
müsste die Schweiz sich vermehrt mit der Bundesstaatsgründung 1848 – ein Markstein
der. Integration der Schweiz – auseinandersetzen; für die Zukunft ist für Muschg die
Erhaltung kleiner, überblickbarer Strukturen relevant, ohne dass jedoch das Fremde
und Ausländische einfach ausgegrenzt und aus dem Bewusstsein ausgelöscht wird. 7

DÉBAT PUBLIC
DATE: 05.10.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Fragen der nationalen Identität, der soziokulturellen und politischen Vorstellungen
im kollektiven Bewusstsein sowie deren Bedeutung für ein modernes Staatswesen in
einem sich wandelnden Kontext wurden im Berichtsjahr in vielfältiger Weise
aufgeworfen. Unter anderem war dies auch das Thema eines Kolloquiums auf Schloss
Lenzburg (AG), an welchem z.B. der Geschichtsprofessor Ulrich Im Hof in seiner Rede
die Vaterlandsliebe als Liebe des Esels zum Stall charakterisierte. Gemäss seinen
Ausführungen berge die Selbstgenügsamkeit vieler Bürgerinnen und Bürger in der
heimatlichen Geborgenheit die Gefahr in sich, die Herausforderungen einer sich
öffnenden, komplexen Welt, welche andere Wertvorstellungen repräsentiere, zu
ignorieren. 8

DÉBAT PUBLIC
DATE: 31.12.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Für die Geschichtsprofessorin Beatrix Mesmer bedeutet die Phase der Offenlegung
verschiedenster Missstände, welche in der Schweiz in den letzten Jahren aufgedeckt
worden sind, auch eine Chance der Läuterung, einer Katharsis, mit deren Hilfe das
Land ein neues Geschichtsbild und damit vielleicht auch einen neuen politischen Stil
aufbauen könnte. Die aussenpolitische Herausforderung der europäischen Integration
könnte in dieser Situation helvetischen Umbruchs auch eine neue Staatskultur
hervorbringen. 9

DÉBAT PUBLIC
DATE: 31.12.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Der Geschichtsprofessor Ulrich Im Hof nannte in einem Seminar zum
Nationalbewusstsein sieben für ihn relevante Elemente unserer nationalen Identität:
Der demokratische Republikanismus, die Freiheitsrechte des einzelnen Bürgers, der
Föderalismus, die Vielsprachigkeit, unser Arbeits- und Erziehungsethos, der
Unabhängigkeitswille gekoppelt mit der Neutralität sowie der Solidaritäts- und
Humanitätsgedanke. Gemäss seinen Ausführungen sind diese Identitätsfaktoren jedoch
mit allzu abstrakten und mythischen Inhalten besetzt, so dass sie sich nicht mehr mit
der effektiven Daseinsrealität decken würden. Um der Gefahr der Verunsicherung und
des Misstrauens seitens der Bürger vorzubeugen, sollten diese Elemente neu überdacht
und mit Inhalten, welche der heutigen Realität entsprechen, besetzt werden. 10

DÉBAT PUBLIC
DATE: 31.12.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Am 19. September feierten die Schweiz und besonders die Stadt Zürich den 50.
Jahrestag des Besuchs des damaligen britischen Premiers, Winston Churchill. Churchill
hatte an diesem Tag seine später berühmt gewordene Zürcher Rede gehalten, in der er
zu einer engen Kooperation unter den europäischen Staaten aufgerufen hatte. Der
Anlass wurde in Zürich mit einer Reihe von Gedenkveranstaltungen und im Beisein
zahlreicher politischer Prominenz begangen.

DÉBAT PUBLIC
DATE: 19.09.1996
DIRK STROHMANN

Gerade die britische Presse nahm die Gedenkveranstaltung, an welcher auch der
britische Aussenminister Rifkind teilnahm, zum Anlass, die dunkleren Seiten der
schweizerischen Geschichte während des Zweiten Weltkriegs aufzuzeigen. In einer oft
polemischen antischweizerischen Kampagne wies sie auf die Kooperation der
Schweizer Behörden und Unternehmen mit den nationalsozialistischen Herrschern in
Deutschland hin. Ins gleiche Horn stiess der Vorsitzende des Bankenausschusses des
amerikanischen Senats, Alfonse D'Amato, welcher sich als eifrigster Kritiker der Schweiz
profilierte.

DÉBAT PUBLIC
DATE: 19.09.1996
DIRK STROHMANN

Die in Gang gekommene Debatte diente einerseits zur Aufarbeitung der jüngeren
Vergangenheit, wobei Linke und Grüne vornehmlich dazu aufforderten, die Diskussion
dazu zu benutzen, lang gehegte historische Mythen hinsichtlich der Rolle der Schweiz
im nationalsozialistischen Herrschaftssystem endlich zu überwinden, während die
Rechte auf die damalige politische, militärische und wirtschaftliche Bedrohung durch
das III. Reich verwies. Andererseits wurde - nicht nur von Sozialdemokraten - gefordert,
aus der Vergangenheit Lehren für die Zukunft zu ziehen, sei es bei der Verwaltung von
Geldern ausländischer Potentaten, wie der ehemaligen Präsidenten Mobutu oder
Marcos, sei es durch eine stärkere Einbindung der Schweiz in europäische oder
internationale Organisationen.

DÉBAT PUBLIC
DATE: 31.12.1996
DIRK STROHMANN

Zu Jahresbeginn gab vor allem die Ende 1996 vom abtretenden Bundespräsidenten
Delamuraz in einem Zeitungsinterview gemachte Aussage, die von den jüdischen
Organisationen geforderten Globalzahlungen kämen einer Lösegelderpressung gleich,
zu reden. Jüdische Organisationen aus den USA drohten mit Boykottmassnahmen, falls
sich der Bundesrat nicht innert Monatsfrist von diesen Worten distanziere, die als an
Antisemitismus grenzend und diesen fördernd bezeichnet wurden. Der Bundesrat ging
auf diese Begehren nicht ein und rief alle beteiligten Stellen zur Fortsetzung des Dialogs
auf. Die SP und die Grünen kritisierten Delamuraz ebenfalls, weil seine Aussagen
geeignet seien, antisemitische Stimmungen hervorzurufen, und verlangten vom
Gesamtbundesrat, sich von Delamuraz' Worten zu distanzieren. Später verabschiedete
der SP-Vorstand gar eine Resolution, worin er Delamuraz zum Rücktritt aufforderte; die
SP-Fraktion entschied jedoch, sich dieser Forderung nicht anzuschliessen. Bundesrat
Delamuraz selbst nahm seine Worte nicht zurück, sondern äusserte zuerst sein
Bedauern darüber, dass seine Äusserungen falsch verstanden worden seien; später
ergänzte er noch, dass er seine kritisierte Aussage aufgrund von unpräzisen
Informationen gemacht habe. Als Reaktion auf die Äusserungen von Delamuraz
lancierten Personen aus der politischen Linken und der Kultur ein Manifest, worin sie
den Bundesrat unter anderem aufforderten, aktiv gegen jegliche antisemitische
Tendenzen zu kämpfen. 11

DÉBAT PUBLIC
DATE: 03.02.1997
HANS HIRTER
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Am 5. März gab Bundespräsident Koller im Namen des Bundesrats vor der Vereinigten
Bundesversammlung eine Erklärung zu den in den letzten Jahren aufgeworfenen Fragen
im Zusammenhang mit der schweizerischen Politik während des Zweiten Weltkriegs ab.
Er bekannte sich darin zu einer vorurteilslosen und kritischen Erforschung der
damaligen Geschehnisse und Umstände. Dies sei zwar bereits früher geschehen, aber
die Ergebnisse dieser Untersuchungen seien nicht immer genügend zur Kenntnis
genommen worden. Mit der 1996 erfolgten Einsetzung der internationalen
Historikerkommission werde dieser notwendige Prozess nun intensiviert. Koller räumte
auch ein, dass das Ziel der Wahrung der Unabhängigkeit des Landes nicht alle damals
getroffenen Entscheidungen rechtfertigen könne. Als Schlusspunkt seiner
halbstündigen Rede kündigte Koller die Schaffung einer Solidaritätsstiftung an. Diese
solle ein Zeichen sein für die "Bekräftigung der humanitären Tradition der Schweiz und
der Dankbarkeit für das Verschontwerden von zwei Weltkriegen". Als Zweck dieser
Stiftung nannte er die Unterstützung von Opfern "von schwerer Armut, Katastrophen,
Genozid, Folter und anderen schweren Menschenrechtsverletzungen". Die Mittel sollen
je zur Hälfte im Inland und im Ausland eingesetzt werden. Finanzielle Beiträge an
bedürftige Holocaustopfer schloss Koller nicht aus; er verwies aber darauf, dass diese
vor allem auf die rasche Hilfe durch den von den Banken ins Leben gerufenen und auch
von der Nationalbank mitgetragenen Spezialfonds angewiesen seien.

DÉBAT PUBLIC
DATE: 05.03.1997
HANS HIRTER

Als Finanzierungsinstrument schlug Koller eine teilweise Anpassung der Bewertung der
2600 Tonnen Goldreserven der Nationalbank an die rund viermal höheren Marktpreise
vor. Eine Aufwertung auf 60% des Marktpreises würde den Buchwert dieses
Goldbestandes von 12 Mia Fr. auf 26 Mia Fr. erhöhen. Gold im Wert der Hälfte dieses
Aufwertungsgewinns (7 Mia Fr.), d.h. gut 400 Tonnen, würde dann schrittweise in
Wertpapiere umgewandelt und in den Fonds eingelegt, welcher mit dem jährlichen
Zinsertrag von rund 350 Mio Fr. humanitäre Aufgaben finanzieren könnte. 12

DÉBAT PUBLIC
DATE: 05.03.1997
HANS HIRTER

Als engagiertester Gegner dieser Solidaritätsstiftung profilierte sich der Zürcher
Nationalrat Blocher (svp). Bereits eine Woche vor deren Ankündigung hatte er in einer
Ansprache vor mehr als 1000 Personen seine Sicht der Dinge vorgetragen. Seiner
Meinung nach habe die Schweiz als Staat in der damaligen Zeit keine Fehler begangen.
Auch die Behörden hätten ihre Hauptaufgabe, die Wahrung der Unabhängigkeit und das
Vermeiden der Verwicklung in Kriegshandlungen, erfüllt. Fehler seien zwar gemacht
worden, aber nicht vom Staat und seinen Behörden, und schon gar nicht vom Volk als
Ganzem, sondern von einzelnen Personen, von Banken und Unternehmen. Dieser
historische Teil seiner Rede wurde auch von ihm kritisch gesinnten Medien als
einigermassen akzeptabel gewürdigt. Unter heftigen Beschuss geriet er jedoch wegen
Äusserungen, in denen er Parallelen zog zwischen der damaligen Bedrohung und der
aktuellen Situation der Schweiz als von der Europäischen Union umschlossenes Land.
Anlässlich der Mitte März von einer dringlichen Interpellation ausgelösten Debatte im
Nationalrat kritisierte Blocher, dass die Solidaritätsstiftung als Wiedergutmachung für
angebliche Fehler, welche die Schweiz während des 2. Weltkriegs begangen habe,
konzipiert sei und auf jeden Fall im Ausland so interpretiert werde. Da der Staat und das
Volk aber keine derartigen Fehler begangen haben, gebe es auch keinen Grund für
Entschuldigungen und staatliche Wiedergutmachungszahlungen. 13

DÉBAT PUBLIC
DATE: 20.03.1997
HANS HIRTER

In die Debatte schaltete sich auch der nach dem Krieg gegründete und heute noch rund
6500 Mitglieder zählende Verein Schweizer Armeeveteranen ein. In einem Manifest
protestierten sie dagegen, dass die Leistungen der damaligen Bevölkerung als irrelevant
für die Wahrung der Unabhängigkeit bezeichnet und der älteren Generation eine
Kollektivschuld für angebliche Fehler von Behörden und Wirtschaft angelastet werden.
Ihre Exponenten räumten ein, dass gegen historische Forschung, wie sie die Bergier-
Kommission betreibt, nichts einzuwenden sei. Es gehe aber nicht an, dass junge
Journalisten und Historiker bei der Beurteilung einzelner Handlungen von heutigen
Moralvorstellungen ausgehen und die damaligen Zeitumstände nicht berücksichtigten. 14

DÉBAT PUBLIC
DATE: 06.05.1997
HANS HIRTER
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Der Konflikt zeitigte zu Jahresbeginn jedoch auch personelle Konsequenzen. Die
SonntagsZeitung veröffentlichte einige Passagen aus einem vertraulichen
Situationsbericht des schweizerischen Botschafters in den USA, Carlo Jagmetti, und
warf ihm in einem Kommentar absolutes Unverständnis für die berechtigte Kritik an der
Schweiz vor. In seinem nicht für die Öffentlichkeit bestimmten Bericht hatte Jagmetti
die zuständigen Bundesstellen aufgefordert, diese Auseinandersetzung ernst zu
nehmen, und davor gewarnt, die Gegenspieler, namentlich die jüdischen
Organisationen in den USA, zu unterschätzen. In den in der SonntagsZeitung
abgedruckten Passagen rief er die Behörden in martialischer Sprache dazu auf, sich auf
einen Krieg vorzubereiten, der sowohl im Landesinneren als auch im Ausland (d.h. vor
allem in den USA) geführt werden müsse. Von einem Teil der Medien und von der
politischen Linken wurde er aufgrund dieser Auszüge als ungeeignet für die Vertretung
der schweizerischen Interessen kritisiert. Diese Vorwürfe und das Zögern des
Bundesrates, sich eindeutig hinter ihn zu stellen, veranlassten Jagmetti, sein
Rücktrittsschreiben einzureichen. 15

DÉBAT PUBLIC
DATE: 22.09.1997
HANS HIRTER

Die Auseinandersetzung über das Verhalten der schweizerischen Behörden, der Banken
und der Industrie vor, während und nach dem Zweiten Weltkrieg blieb weiterhin eines
der Hauptthemen der Politik. Der innenpolitische Konflikt wurde, insbesondere in der
ersten Jahreshälfte, oft sehr polemisch ausgetragen und orientierte sich weitgehend
am üblichen Links/Rechts-Schema. Weniger üblich, und deshalb auch schwerer zu
meistern, waren die Herausforderungen auf der internationalen Szene. Die namentlich
in den USA durch jüdische Organisationen, aber auch staatliche Behörden
vorgebrachten und weltweit durch die Medien prominent verbreiteten Anschuldigungen
gegen die Schweiz und das geringe Echo, das die von der Schweiz ergriffenen
Massnahmen zur Aufklärung ihrer Geschichte und zur Wiedergutmachung fanden,
liessen in weiten Kreisen den Eindruck der Hilflosigkeit entstehen.

DÉBAT PUBLIC
DATE: 31.12.1997
HANS HIRTER

Im Juni veröffentlichten die amerikanischen Behörden einen zweiten, nach dem
Unterstaatssekretär Eizenstat benannten Bericht über die Politik der Neutralen
während des 2. Weltkriegs. Im Gegensatz zu dem 1997 veröffentlichten ersten Bericht,
war nun nicht mehr die Schweiz alleinige Angeklagte. Auch den anderen Staaten
(Schweden, Portugal, Spanien, Argentinien und Türkei) wurde eine wichtige Rolle als
Handelspartner Deutschlands nachgewiesen. In seinem Vorwort gelangte Eizenstat zu
wesentlich differenzierteren Schlüssen als im ersten Bericht. So anerkannte er, dass die
Schweiz (zusammen mit Schweden) effektiv von Deutschland militärisch bedroht und
deshalb auch zu einem gewissen Mass von Kollaboration gezwungen gewesen sei. Als
Goldhandelsplatz sei sie zentral gewesen, in bezug auf die Lieferung von
kriegswichtigen Rohstoffen und Produkten wären jedoch die Beiträge der anderen
europäischen Neutralen viel gewichtiger gewesen. 16

DÉBAT PUBLIC
DATE: 04.06.1998
HANS HIRTER

Die Diskussion um die Haltung der Schweiz und ihrer Wirtschaft während und
unmittelbar nach dem 2. Weltkrieg blieb auch im Berichtsjahr rege und spaltete Volk
und Generationen. In der ersten Jahreshälfte sorgten Sanktionsdrohungen aus den USA,
verbale Angriffe von Vertretern amerikanisch-jüdischer Organisationen auf die Schweiz
und auf Mitglieder des Bundesrates und sehr polemische Darstellungen von Aspekten
der schweizerischen Vergangenheit (so etwa die vom Simon Wiesenthal-Zentrum in Los
Angeles herausgegebenen „Studien“ zur Behandlung der Flüchtlinge in der Schweiz bzw.
zur angeblich dominierenden faschistischen Gesinnung der schweizerischen
Bevölkerung) weiter für Aufregung. Das Geschehen beruhigte sich merklich, nachdem
im August eine sogenannte Globallösung zwischen den beiden schweizerischen
Grossbanken und den Klägern und jüdischen Organisationen abgeschlossen wurde, in
welcher sich die Banken zur Zahlung von rund 1,3 Mia US$ verpflichteten. Exponenten
schweizerischer jüdischer Organisationen protestierten mehrmals gegen die
Diffamierungen der Schweiz und auch gegen die Boykottdrohungen US-amerikanischer
Staaten und Kommunen gegen die schweizerische Wirtschaft und mussten dafür Kritik
von Vertretern internationaler jüdischer Organisationen einstecken. 17

DÉBAT PUBLIC
DATE: 15.06.1998
HANS HIRTER

01.01.65 - 01.01.23 6ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



Anfangs Dezember fand in Washington eine internationale Konferenz über Kulturgüter
statt, welche in der Zeit des 2. Weltkriegs jüdischen Opfern geraubt und auf den
internationalen Kunstmärkten weiterverkauft worden waren (sogenannte Raubkunst).
Obwohl auch schweizerische Kunsthändler in diesen Geschäften aktiv gewesen waren,
stand vor allem Frankreich im Zentrum der Kritik und von der Schweiz war eher am
Rande die Rede. Dabei war die Tonart der Referate im Vergleich zu früheren ähnlichen
Veranstaltungen um die Goldgeschäfte sehr moderat. Nicht Forderungen in
Milliardenhöhe und Polemiken standen im Mittelpunkt, sondern Wege und Mittel zur
Auffindung von Kunstwerken und deren Restituierung. Die vom Bundesamt für Kultur in
Auftrag gegebene Studie über Raubkunst in der Schweiz wurde gegen Jahresende
präsentiert und bestätigte den bereits bekannten Sachverhalt, dass in der Zeit um den
2. Weltkrieg die Schweiz eine der Drehscheiben des Handels mit Raubkunst gewesen
war. Sie vermochte jedoch die im Frühjahr in der Presse angestellten Spekulationen,
dass sich heute mehrere Hundert Raubkunstwerke in der Schweiz befinden würden,
nicht zu erhärten. 18

DÉBAT PUBLIC
DATE: 12.12.1998
HANS HIRTER

Der im Vorjahr von den Banken eingerichtete und von der übrigen Wirtschaft und der
Nationalbank mitfinanzierte Holocaust-Fonds setzte die Auszahlungen an bedürftige
Opfer des Naziterrors fort. Neben jüdischen Personen wurden auch Roma und
Homosexuelle berücksichtigt. Schwerpunktregion blieb das ehemals kommunistische
Ost- und Mitteleuropa. Nach langen, nicht von der Schweiz verursachten
Verzögerungen war im Dezember der Verteilplan für die gut 80 Mio Fr. für die rund
60 000 Holocaust-Überlebenden in Israel erstellt. Gegen Jahresende konkretisierte
sich auch die Überweisung einer ersten Tranche von 47 Mio Fr. zugunsten von in den
USA wohnenden Opfern. 19

DÉBAT PUBLIC
DATE: 23.12.1998
HANS HIRTER

Die Krise um das Verhalten der Schweiz und speziell ihrer Banken während und nach
dem Zweiten Weltkrieg ist im Berichtsjahr weiter abgeflaut. Der im Vorjahr zwischen
internationalen jüdischen Organisationen und den beiden grössten schweizerischen
Banken abgeschlossene Vergleich, der als sogenannte Globallösung auch alle Ansprüche
gegen andere schweizerische Firmen und Institutionen umfasst (mit Ausnahme der
Versicherungen, wo analoge Verhandlungen noch laufen), wurde vor dem
federführenden New Yorker Gericht besiegelt. Im Frühjahr konnte der Bundesrat die
von ihm 1996 eingesetzte und unter der Leitung des Diplomaten Thomas Borer
stehende Task Force zur Wahrung der schweizerischen Interessen auflösen. 20

DÉBAT PUBLIC
DATE: 01.04.1999
HANS HIRTER

In der SVP und anderen nationalkonservativen Kreisen regte sich einiger Widerstand
gegen die Ausleihe des Bundesbriefs von 1291 an eine drei Wochen dauernde
Ausstellung in Philadelphia (USA) über die historische Verbundenheit der USA mit der
Schweiz, welche die beiden ältesten demokratischen Republiken sind („Sister
Republics“). Der Kanton Schwyz als Eigentümer sah keinen Anlass, auf den von
mehreren SVP-Nationalräten (Brunner, SG, Mörgeli, ZH, und Föhn, SZ) geforderten
Verzicht auf die Ausleihe oder gar auf das Ansinnen eines Verkaufs des Dokuments an
eine private Stiftung einzugehen. 21

DÉBAT PUBLIC
DATE: 15.03.2006
HANS HIRTER

In der Parteipolitik heftig umstritten ist die Bedeutung der Schlacht bei Marignano, die
sich 2015 zum 500sten Mal jährt. Bei der Auseinandersetzung in der Nähe des heutigen
Melegnano in Italien sollen innert weniger Stunden 10'000 eidgenössische Krieger ihr
Leben verloren haben. Obwohl geschichtswissenschaftlich bestritten, gilt die Schlacht
vor allem in nationalkonservativen Kreisen als zentraler Markstein der Schweizer
Geschichte, da dort der Grundstein gegen eine schweizerische Expansionspolitik und
für die Neutralität gelegt worden sei. Für die Linke ist Marignano einer von vielen
Kriegsmythen, die dekonstruiert werden müssen. Die Wurzeln der Schweiz sieht die
Linke eher in der Gründung des Bundesstaates. Die von alt-Bundesrat Philipp Etter
gegründete Stiftung Pro Marignano begann im Berichtsjahr mit der Planung eines
historischen Schiessens und einer Gedenkfeier beim Schlachtendenkmal in Zivido. 22

DÉBAT PUBLIC
DATE: 27.07.2014
MARC BÜHLMANN
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Die 2013 im Fernsehen SRF ausgestrahlte Themenreihe zur Geschichte der Schweiz
hatte nicht nur für einige Kontroversen gesorgt, sondern auch eine Beschwerde nach
sich gezogen, die mt einem Entscheid vom 20. Juni 2014 von der Unabhängigen
Beschwerdeinstanz für Radio und Fernsehen (UBI) abgewiesen wurde. Die Kritik, es
seien lediglich männliche Persönlichkeiten dokumentiert, ein veraltetes Geschichtsbild
vermittelt und Gewalt verherrlicht worden, wurde von der UBI mit dem Hinweis
zurückgewiesen, dass es sachliche Gründe für die untergeordnete Position der Frauen
in der Schweizer Geschichte gebe und dass die Gewalt keinem Selbstzweck gedient
habe. Für die Frage nach der Art der Geschichtsvermittlung sah sich die UBI mit Blick
auf die Programmautonomie von SRF nicht zuständig. Die 2014 ausgestrahlte
siebenteilige Histotainment-Serie „Anno 1914“ konnte nicht mehr an den Erfolg von
2013 anknüpfen. 23

DÉBAT PUBLIC
DATE: 20.08.2014
MARC BÜHLMANN

Ein Bestandteil der zeitweise ideologisch aufgeladenen Geschichtsdebatte im Jahr der
Staatsjubiläen war die Diskussion um die Geburtsstunde der Schweizer Neutralität. Hob
die nationalkonservative Rechte auf der einen Seite diesbezüglich die Bedeutung der
Schlacht von Marignano 1315 hervor, zeichneten auf der anderen Seite vor allem
Historikerinnen und Historiker ein differenzierteres Bild: Eine an singulären Ereignissen
festgemachte Geburtsstunde der Schweizer Neutralität sei historisch schwer zu
begründen. 
An einem Historikerkongress an der Universität Lausanne Anfang Juni wurde der Wiener
Kongress 1815 als wichtige und gut dokumentierte Etappe in der Entwicklung der
Neutralität der Schweiz diskutiert. Betont wurde hier, dass die von den Siegern über
Napoleon ausgesprochene, völkerrechtliche Anerkennung der Schweizer Neutralität
eher oktroyiert als errungen worden war. Hervorgehoben wurden freilich die
Leistungen des Genfer Unterhändlers Charles Pictet de Rochemont, der den damals
ziemlich ramponierten Ruf der Eidgenossenschaft auch dank guten Beziehungen und
diplomatischem Geschick vergessen machen konnte. Einig waren sich die meisten
Historiker und Historikerinnen freilich auch darüber, dass die Idee der Neutralität
schon vorher bestanden hatte, dass sie sich aber vor allem nach dem Wiener Kongress
überaus rasch ins kollektive Schweizer Bewusstsein brannte – damals allerdings eher
von den Liberalen als von den Konservativen hochgehalten wurde. 
Im Gegensatz zu den Schlachtenjubiläen (Morgarten und Marignano) wurde dem Wiener
Kongress weniger Aufmerksamkeit zu teil. Bereits 2014 hatte sich der Bundesrat explizit
für Zurückhaltung des Bundes bei historischen Erinnerungsfeiern ausgesprochen.
Interessierte konnten sich immerhin im Musée national suisse in Prangins über die
Neugestaltung der Schweiz von Napoleon bis zum Wiener Kongress – so der Titel der
Ausstellung – über den historischen Kontext informieren. 
Neben dem im Rahmen dieser Ausstellung stattfindenden, erwähnten
Historikerkongress fand ein vom Regierungsrat des Kantons Zürich organisierter Festakt
zum Jubiläum von 1815 mediale Aufmerksamkeit. Mit ein Grund dafür war, dass der
ehemalige Bundesrat Moritz Leuenberger (sp) eine Festrede hielt. In seinem im Tages-
Anzeiger abgedruckten Vortrag betonte der ehemalige Magistrat, dass die Schweiz wie
jedes andere Land weder autonom noch autark handeln könne, sondern grosse
politische Probleme nur global gelöst werden könnten. Vor 200 Jahren sei eine Schweiz
als Resultat verschiedenster Interessen innerhalb und ausserhalb der
Eidgenossenschaft entstanden und es gelte heute, die inneren Interessen so ins
Gleichgewicht zu bringen, dass die Schweiz auch eine globale Verantwortung
übernehmen könne. Die Rede provozierte einige, teilweise hämische Kommentare in
der Weltwoche. 24

DÉBAT PUBLIC
DATE: 05.06.2015
MARC BÜHLMANN

Die Schlacht am Morgarten hat in der Entstehungsgeschichte der Eidgenossenschaft
einen prominenten Stellenwert, obwohl über das Ereignis historisch kaum etwas
überliefert ist. Im Rahmen des 700-Jahr-Jubiläums hatten die Kantone Schwyz und Zug
den Stand des historischen Wissens in verschiedenen Ausstellungen und auf einer
eigens dafür erstellten Jubiläums-Webseite (www.morgarten2015.ch) aufbereitet. Ein
gut sichtbares Ziel war dabei, die Erinnerung nicht ideologisch aufzuladen. Für einigen
Wirbel sorgten archäologische Funde im Gebiet rund um das vermutete Schlachtfeld.
Silbermünzen und Waffenteile, die aus dem Ende des 13. Jahrhunderts stammen,
wurden als Belege gefeiert, dass die Schlacht tatsächlich stattgefunden hatte. Historiker
mahnten hier allerdings zu Zurückhaltung. 
Der offizielle Festakt, zu dem rund 900 Gäste aus Politik, Wirtschaft und Armee geladen
waren, fand am 21. Juni 2015 statt. Die Festredner betonten, dass sich die 700 Jahre
zurückliegenden kriegerischen Ereignisse rund um den Ägerisee zwar nicht

DÉBAT PUBLIC
DATE: 21.06.2015
MARC BÜHLMANN
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rekonstruieren liessen, dennoch habe die erste Freiheitsschlacht der
Eidgenossenschaft wichtige identitätsstiftende Wirkung. Der Zuger Regierungsrat Heinz
Tännler (ZG, svp) sprach von einem am Morgarten begründeten Bewusstsein, dass die
Schweiz eine Antithese zur globalisierten Welt darstelle. Bundesrat Ueli Maurer stiess
ins gleiche Horn und kritisierte all jene Historiker, welche die für die Entwicklung der
Eidgenossenschaft bedeutenden Ereignisse entmystifizieren wollten. Die
geschichtswissenschaftliche Kritik an der Schweizer Geschichte sei überwiegend
politisch. Morgarten sei vielmehr als Beginn der dauernden Verteidigung der eigenen
Freiheit zu verstehen. Er hoffe, dass dieser Mut zur Eigenständigkeit dauerhaft bleibe. 
Ein Mittelalterfest in Zug Ende September, ein Freilichtspektakel beim
Schlachtendenkmal während des Sommers sowie das traditionelle Morgartenschiessen
mit dem Gedenkanlass Mitte November machten das Jubiläumsjahr in der Innerschweiz
zu einem vielfältigen Anlass. 25

Im Wahljahr stiessen die 1.-August-Ansprachen von Bundesräten und
Parteipräsidenten auf grössere mediale Resonanz. Dabei schlugen die Vertreter der
Parteien lautere Töne an und richteten ihre Festreden thematisch anders aus als die
Regierungsmitglieder. So warnte etwa SVP-Parteipräsident Toni Brunner vor der
Zuwanderung, die noch immer nicht gestoppt worden sei. SP-Präsident Christian Levrat
warf der SVP Polemik und Niveaulosigkeit vor und rief dazu auf, Menschen in Not
aufzunehmen. Christophe Darbellay - Präsident der CVP - warnte vor "Brandstiftern",
die Panik schürten, obwohl die Integration von Einwanderinnen und Einwandern trotz
einigen Problemen gut funktioniere. Auch BDP-Präsident Martin Landolt sprach sich für
eine Aufnahme von Zuflucht suchenden Menschen aus. Das seien nicht einfach
Wirtschaftsflüchtlinge, sondern Menschen, die per Geburt weniger privilegiert seien als
Schweizerinnen und Schweizer. 
Die Bundesrätinnen und Bundesräte betonten derweil eher die Europapolitik. In ihrer
Radioansprache und ihrer Festrede auf dem Rütli betonte Bundespräsidentin
Simonetta Sommaruga, dass die anstehenden Weichenstellungen mit Europa nur mit
einer lösungsorientierten politischen Kultur bewältigt werden könnten. Auch Eveline
Widmer-Schlumpf betonte bei ihrer Festrede in Titterten (BL), dass schrille Töne in der
Politik nicht zu Lösungen führten. Leider werde die Kultur des Ausgleichs von einigen
immer stärker aufs Spiel gesetzt. Die wirtschaftliche Bedeutung der Zusammenarbeit
mit der EU wurde von Doris Leuthard in Ottenbach (ZH) und Zurzach (AG) betont. Als
einzige Magistratin sprach sie auch die Flüchtlingspolitik an: Die Schweiz könne im
Bewusstsein ihrer humanitären Tradition mehr tun als andere Länder. Die Wirtschaft
war Thema von Johann Schneider-Ammanns Rede. Auch der Wirtschaftsminister, der
ebenfalls im Kanton Basel-Landschaft, in Allschwil und in Windisch (AG), auftrat,
betonte dabei die Bedeutung der Zusammenarbeit mit Europa. Einer Stärkung des
inneren Zusammenhaltes redeten Didier Burkhalter (in Zürich und in Sumiswald, BE)
und Alain Berset (in Lindau, ZH) das Wort - Berset war der einzige Regierungsvertreter,
der zudem auch noch eine Ansprache in der Romandie hielt (in Sierre, VS): Die
Masseneinwanderungsinitiative scheine die Schweiz gespalten zu haben; trotz
wachsender kultureller Vielfalt müsse die Gesellschaft aber zusammengehalten werden.
Einzig Ueli Maurer warnte in Grosswangen (LU) und Nottwil (LU) vor einem engeren
Anschluss an die EU und lobte auch bezugnehmend auf die Geschichte der
Eidgenossenschaft den bewährten Weg der Unabhängigkeit. 26

DÉBAT PUBLIC
DATE: 01.08.2015
MARC BÜHLMANN

Zu reden gab 2015 die Schlacht bei Marignano, bei der vor 500 Jahren die Eidgenossen
eine empfindliche Niederlage gegen das Heer des französischen Königs François I.
erleben mussten. Die politische Debatte pendelte zwischen zwei Polen: Auf der einen
Seite wird Marignano als Geburtsstätte der Schweizer Neutralität interpretiert. Diese
Betrachtung fusst auf Paul Schweizers 1895 erschienenen "Geschichte der
schweizerischen Neutralität", wurde und wird verschiedentlich politisch verwendet
(z.B. in der Bundesfeier-Rede von Marcel Pilet-Golaz am 1. August 1940 oder in einer
Ansprache von Ueli Maurer im Januar 2007) und war lange Gegenstand der schulischen
Geschichtsausbildung. Diese Interpretation wird auf der anderen Seite als Konstruktion
betrachtet, mit dem Hinweis, dass die frühneuzeitliche Schlacht nicht als
Ausgangspunkt einer Linie hin zur modernen Neutralität gelten kann. Während vor allem
Exponenten der SVP auf erstere Interpretation pochten und damit durchaus auch
Wahlkampf betrieben und ihre Position gegen den Einfluss fremder Mächte stärken
wollten, führten Historiker die Kritik fort, wie sie bereits in den 1970er Jahren vom
Zürcher Geschichtswissenschaftler Emil Usteri begründet wurde. 
Eine Episode in dieser vor allem von Parteipolitikern, Feuilletonisten, Historikern und

DÉBAT PUBLIC
DATE: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN
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Kulturschaffenden geführten Auseinandersetzung stellte der anlässlich des Jubiläums
abgestattete Besuch von Bundesrätin Simonetta Sommaruga in der Gemeinde San
Giuliano, auf deren Gebiet die Schlacht stattgefunden hat, dar. Der Bürgermeister des
italienischen Städtchens bezeichnete in seiner Rede die Schlacht als Beginn der
Schweizer Neutralität und wurde von Bundesrätin Sommaruga prompt korrigiert. Die
Erinnerung an Marignano könne aber sehr wohl eine Diskussion über die
Neutralitätspolitik der Schweiz im 21. Jahrhundert anstossen. 
Im Vorfeld der Festivitäten hatte ein Artikel von Ulrich Schlüer in seiner "Schweizerzeit"
für Wirbel gesorgt, behauptete dieser doch, nicht Simonetta Sommaruga, sondern Ueli
Maurer sei eigentlich ursprünglich für die Rede in San Giuliano vorgesehen gewesen.
Die Ansichten des SVP-Magistraten seien dem Gesamtbundesrat allerdings nicht
genehm gewesen und deshalb habe man Maurer einen Maulkorb verpasst – eine
Behauptung, die von offizieller Seite freilich dementiert wurde: Das Kollegium
beschliesse gemeinsam darüber, wer an einem Festakt auftrete. 
Mit moderner Museumspädagogik widmete sich das Landesmuseum dem Ereignis. Die
Ausstellung "Marignano 1515" öffnete Ende März 2015 ihre Tore und lockte bis Mitte Juli
mehr als 200'000 Besucherinnen und Besucher an. Die Ausstellung konzentrierte sich
auf die historischen Zusammenhänge im 16. Jahrhundert und strich dabei die
Geschichte des Söldnerwesens zwischen der Formierung der ersten Schweizergarde am
französischen Hof (1497) bis hin zur Soldallianz mit Frankreich (1521) heraus, die für die
historische Entstehung der Eidgenossenschaft eine wichtige Rolle spielte.  
Kaum debattiert wurde das Ereignis in der Romandie. Hauptgrund dürfte sein, dass es
1515 noch gar keine Westschweiz gab; eine "französische Schweiz" kann erst mit der
Helvetischen Republik ausgemacht werden, wobei damals Genf, das Wallis und
Neuenburg allerdings noch fehlten. Der teilweise hitzigen Auseinandersetzung zwischen
der nationalkonservativen Rechten und einigen Historikern über die Bedeutung
historischer Ereignisse für die Entstehung der modernen Schweiz könnte die
Westschweizer Gelassenheit freilich nur gut tun. 
Als Indiz dafür, dass die vor allem als politischer und wissenschaftlicher Diskurs
geführte Debatte um die Bedeutung von Marignano in der breiten Bevölkerung kaum
Widerhall gefunden hat, kann etwa das Resultat einer vom "Sonntagsblick" in Auftrag
gegebenen Umfrage herangezogen werden: Nicht einmal die Hälfte der rund 1'000
Befragten konnten Auskunft geben darüber, gegen wen die Eidgenossen bei Marignano
denn überhaupt verloren hatten. 27

Le 30 avril 2017 fut jour de fête dans la commune de Sarnen dans le canton d'Obwald.
En effet, les 600 ans de la naissance du "Frère Nicolas" furent marqués par des
célébrations à la hauteur du personnage historique. Pas moins de 300 officiels, dont la
présidente de la Confédération Doris Leuthard, étaient présents à l'invitation du canton
d'Obwald. Mis à part les cantons de Vaud et d'Appenzell Rhodes-Intérieures qui
n'étaient pas représentés par un membre de leur gouvernement (les premiers étant
occupés par les élections de l'exécutif cantonal ayant lieu au même moment et les
seconds ayant leur Landsgemeinde le même jour), tous les cantons ont envoyé un
représentant pour célébrer cet anniversaire. Niklaus von Flüe – qui deviendra plus tard
Frère Nicolas – est notamment connu pour être entré en pèlerinage et avoir eu une
vision le poussant à s'établir en ermite proche de sa maison, commençant un jeûne qui
aurait duré 20 ans. 
De par son intérêt pour la société et la politique, il se serait également impliqué dans la
signature du Convenant de Stans de 1481 qui vit les cantons-villes et cantons
campagnards – en situation de conflit vis-à-vis de l'admission au sein de la
Confédération des cités de Fribourg et de Soleure – résoudre leurs différends. Grâce à
la médiation avisée de Niklaus von Flüe, les cantons de la Confédération réussirent à
s'accorder pour permettre aux deux villes de rejoindre la Confédération. Ce convenant
reste pour beaucoup l'un des jalons de l'identité des confédérés. De par son
importance historique, la Poste a édité un timbre en l'honneur de l'entremetteur. 
Mais l'anniversaire de la naissance du Frère Nicolas est également marqué par une
controverse autour de la cérémonie qu'un comité proche du parti de l'UDC a prévu
d'organiser le 19 août, ainsi que de l'invitation faite à l'évêque de Coire Vitus Huonder à
venir y tenir un discours. Certains, comme l'ancien curé-doyen d'Obwald ainsi
qu'ancien curé de Kerns Karl Imfeld, critiquent l'implication d'un homme d'église dans
une cérémonie organisée par un cercle de politiciens.
Cette cérémonie parallèle est l'occasion, selon l'historien Thomas Maissen, pour
Christoph Blocher – également invité à y donner un discours – d'utiliser, à des fins
politiques, cette figure qu'est Niklaus von Flüe en s'appuyant sur ses paroles. Celles-ci
– relatées 50 ans après sa mort – sont, pour certains, les prémices d'une Suisse neutre
et indépendante. Thomas Maissen précise toutefois qu'à l'époque où Frère Nicolas

DÉBAT PUBLIC
DATE: 05.01.2017
KAREL ZIEHLI

01.01.65 - 01.01.23 10ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



était en vie, la Suisse n'était pas un Etat et que le concept de neutralité n'apparaîtra
qu'au 17ème siècle. 28

A l'invitation de la Neue Zürcher Zeitung, les président-e-s des quatre plus grands
partis échangent leurs points de vue sur leur idée de la patrie (ou "Heimat" en
allemand). Petra Gössi pour le Parti libéral-radical et Albert Rösti pour l'Union
démocratique du centre citent l'élément de la nature comme constitutif de leur vision
de la partie. Pour les deux également, la patrie est l'endroit où l'on se sent à l'aise, en
sécurité et où l'on a ses proches. Le président du Parti socialiste, Christian Levrat,
quant à lui construit son image de la patrie autour de la variété et du vivre ensemble
entre différentes cultures, langues et religions. Gerhard Pfister – président du Parti
démocrate chrétien – fait également mention de la diversité et cite pour exemple son
canton d'origine, Zoug, comme étant une Suisse en miniature – un canton où la
campagne et le monde international se côtoient.  
Les chef-fe-s de partis ont également réagi aux réponses d'un questionnaire sur cette
idée de la patrie, fait par l'institution et musée "Stapferhaus" de Lenzbourg en Argovie.
Celui-ci révèle que les 1000 suisses interrogés lient leur sentiment de patrie
principalement aux humains y vivant, aux paysages et aux traditions. L'importance de la
nature ressort fortement de ce sondage – les montagnes y prenant une signification
particulière – et cela même pour les citadins. Selon le politologue Michael Hermann qui
a analysé les résultats, la nature ferait même office d'agrafe patriotique. Par ailleurs, les
personnes estimant que la patrie est en danger (la moitié des sondé-e-s) citent en
premier lieu la destruction de la nature, puis le bétonnage intensif et troisièmement les
cultures étrangères comme sources de menace.
Albert Rösti voit dans ces différentes menaces un vecteur commun qu'est l'immigration
et postule que les Suisses et Suissesses se rattachent à une langue et à des valeurs
communes. Il rappelle, par ailleurs, que tous ceux habitant en Suisse doivent respecter
l'ordre juridique ainsi que la Constitution fortement teintée – tout comme l'hymne
national – de christianisme. Christian Levrat fait remarquer que la Suisse ne possède
pas qu'une langue commune et n'est pas faite que d'une seule culture unie. A la culture
chrétienne prônée par les présidents de l'UDC et du PDC, il oppose la Suisse moderne
et libérale fondée en 1848. Petra Gössi, quant à elle, estime, tout comme Christian
Levrat, que la Suisse est un Etat séculaire, reposant sur les valeurs des Lumières et de la
liberté. Malgré tout, elle considère qu'une Suisse multiculturelle ne peut fonctionner.
Gerhard Pfister, en réponse aux propos de Christian Levrat, est de l'avis que la gauche
sous-estime l'apport et l'influence du christianisme sur notre société, et considère que
le christianisme (ainsi que le judaïsme) a été le socle de la démocratie. Ce dernier
estime également que cette peur de la destruction de la nature est à lier avec la peur de
la croissance. Le oui à l'initiative dite "d'immigration de masse" est un signe qui irait en
ce sens. 
L'une des autres menaces ressortant du questionnaire est la globalisation. Celle-ci est
perçue différemment par les quatre président-e-s. Pour le chef de file du Parti
socialiste, l'évolution du droit international est l'un des aspects positifs de ce
phénomène, car cela permet de contrôler les firmes multinationales. Le président de
l'UDC, quant à lui, considère que la libre circulation des matières est fondamentale
pour le bon fonctionnement de l'économie, mais que celle-ci ne doit surtout pas
s'accompagner de la libre circulation des personnes – vue comme non-compatible avec
le sentiment de patrie. Petra Gössi reconnait que la globalisation et les changements
rapides qu'elle implique font peur et estime que le rôle de la politique est de préparer
au mieux les gens devant subir ses effets négatifs. Finalement, Gerhard Pfister voit un
contre-mouvement à ce phénomène de globalisation où cette idée de patrie
deviendrait de plus en plus importante pour la population. 29
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Das 100-jährige Jubiläum des Landesstreiks 1918 im Herbst 2018 löste – überwiegend
in der Deutschschweiz – mehrere Debatten und damit verbunden über das ganze Jahr
verteilt ein grosses mediales Echo aus. Das SRF etwa widmete dem Jubiläum die eigens
dafür produzierte Doku-Fiktion «Generalstreik 1918 – Die Schweiz am Rande eines
Bürgerkrieges». Im November analysierte die NZZ die Geschehnisse anhand der
Haltungen und Handlungen des Bundesrats und der Armeeführung und die WOZ führte
Gespräche mit den Gewerkschaftsleitenden Natascha Wey und Florian Keller sowie dem
Historiker Stefan Keller. Die Aargauer Zeitung sowie die Weltwoche veröffentlichten
bereits im Januar ein Porträt des damaligen Streikführers und Nationalrats Robert
Grimm. Während in der Aargauer Zeitung Grimm vom Autor Pirmin Meier als einer der
«bedeutendsten und besonnensten Sozialdemokraten» umschrieben wurde, der einen
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Platz in der «Geschichte der schweizerischen Freiheit» verdient habe, sah Christoph
Blocher, dessen Neujahrsrede in der Weltwoche abgedruckt worden war, Grimm als
«Bürgerkrieger» und «Revoluzzer», welcher mit dem Landesstreik die bürgerliche
Schweiz auf ihre «schwerste Bewährungsprobe ihrer neueren Geschichte» gestellt
habe – allerdings dann in seinen 44 Jahren Nationalrat doch noch zur Vernunft
gekommen sei.
Gleich zu Jahresbeginn wurde damit eine Debatte darüber losgetreten, wie man den
Landesstreik deuten und seinen Protagonisten gedenken solle, denn sowohl linke als
auch rechte Parteien versuchten, das Jubiläum zu ihren Gunsten zu nutzen. Der
Sonntagsblick meinte hierzu, die Linke suche nach Wegen, den Streik als «Grundstein
des modernen Sozialstaats zu mystifizieren» und nun wolle auch die Rechte dem Streik
«ihren Stempel aufdrücken». Christoph Blocher, so der Sonntagsblick weiter, plane
zum Jubiläum im Herbst einen «Grossanlass mit Soldaten in Weltkriegsuniformen», um
den Soldaten und dem «standhaften Bürgertum» zu gedenken. Dadurch, so
Geschichtsprofessor Christian Koller im Sonntagsblick, beziehe die SVP eine klare
Gegenposition zur Linken. Doch auch die «linke Mythenbildung» sei kritisch zu
betrachten, erklärte Koller weiter, denn Forderungen wie das Frauenstimmrecht, die
AHV aber auch das Proporzwahlrecht oder die 48-Stunden-Woche – letztere zwei
wurden in den Folgejahren nach dem Streik vom Bundesrat umgesetzt – hätten bereits
vor dem Streik bestanden. 
Im November 2018, 100 Jahre nach Beendigung des Streiks, griff schliesslich Christoph
Blocher in Uster (ZH) das Thema erneut auf, wenn auch weniger pompös als im Frühjahr
angekündigt. Er störe sich daran, gab der Tagesanzeiger die Rede Blochers wieder, dass
die heutigen Historiker «Geschichtsklitterung» betrieben, um mit einem «linken
Jubiläumsjahr» den wahren Zweck des Landesstreiks zu verhüllen, nämlich die
Errichtung «eine[r] Diktatur des Proletariats nach russischem Vorbild». Im
Tagesanzeiger kommentierte Ruedi Baumann, Blocher danke in seiner Rede denn auch
nicht den Arbeitenden, sondern den «Soldaten und repressiven Behörden», welche
den Streik bekämpft hatten. Als Reaktion auf den angekündigten Anlass in Uster habe im
Vorfeld ein anonymes Komitee über Facebook zu einer Demonstration mit dem Slogan
«Blocher hau ab» aufgerufen, wie der Tagesanzeiger weiter festhält. Das Komitee wehre
sich gegen die «rechte Hetze» und wolle Blocher nicht einfach so die «Geschichte»
überlassen.
Ein regelrechter Schlagabtausch zum Landesstreik fand ferner im März 2018 in einer
Kommentarserie der Basler Zeitung statt. Helmut Hubacher, der mit Robert Grimm im
Nationalrat gesessen hatte, lobte hier das Frauenstimmrecht, die AHV und die 48-
Stunden-Woche sowie das Proporzwahlrecht als direkte oder indirekte
Errungenschaften des Streiks und der SP, da diese Forderungen im Streikkatalog
aufgeführt waren. Wenige Tage später widerspach Chefredaktor Markus Somm
Hubachers Aussagen. Somm sah im Streik vielmehr die «grösste Niederlage und
grössten Irrtum» in der Geschichte der SP, da durch den Streik die Angst vor einem
bolschewistischen Umsturz geschürt worden sei und die Bürgerlichen fortan Ideen der
SP «dämonisieren und damit erledigen» haben können. Wiederum eine Woche später
antwortete der Militärhistoriker Hans Rudolf Fuhrer auf Somm und Hubacher. Er hob
hervor, dass nachträglich vieles oft vermeintlich einfacher zu beurteilen sei. So könne
eben auch heute nicht abschliessend beurteilt werden, was der Streik bewirkt habe, wie
viel etwa die durch den Ersten Weltkrieg verursachte Armut und der danach folgende
Hunger zum Unmut beigetragen hätten und als wie entscheidend letztlich die
bolschewistische Ideologie als Triebfeder des Streiks zu deuten sei. Richtig sei
sicherlich, dass bis heute «schweizerische Ereignisse» in einem internationalen
Kontext beurteilt werden müssten.
International wurde das Thema denn auch in der Museumslandschaft aufgegriffen:
Insgesamt nahmen über 30 Museen in der Schweiz, Frankreich und Deutschland an der
Ausstellungsreihe «Zeitenwende 1918/19» teil, welche auf diese Weise die turbulente
Zeit anhand verschiedener Aspekte thematisierten. Die Ausstellung über den
Landesstreik im Zeughaus Schaffhausen wurde von Bundesrat Schneider-Amman
eröffnet. 30

50 Jahre 1968 – dieses Jubiläum war 2018 sowohl dem Bernischen Historischen
Museum als auch dem Landesmuseum Zürich eine Ausstellung zu den damaligen
Ereignissen in der Schweiz und dem damit einhergehenden Zeitgeist wert. 2018 liessen
die Medien das damalige Zeitgeschehen alternierend Revue passieren, insbesondere
die Globus-Krawalle in Zürich, die gewalttätigsten Schweizer Aufstände im Jahr 1968,
wurden der Öffentlichkeit in Erinnerung gerufen. Medial fokussiert wurde aber auf die
Frage der Relevanz von 1968 für die Gegenwart. Brigitte Studer, Professorin für
Schweizer Geschichte an der Universität Bern, zeigte sich im Tages-Anzeiger überzeugt,
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dass das Jahr 1968 der Schweiz langfristige gesellschaftliche Veränderungen gebracht
habe. So würden seither etwa in Familien, in der Arbeitswelt, in der Schule und in der
Armee flachere Hierarchien herrschen. Auch sei das neue Eherecht von 1988, das den
Mann nicht länger als Oberhaupt der Familie taxiert, ein Resultat von 1968 gewesen. Der
emeritierte Soziologe Ueli Mäder, der im Jubiläumsjahr das Buch «68 - was bleibt?»
herausgab, erklärte ebenfalls in einem Interview mit dem Tages-Anzeiger, dass das
Revolutionäre, das dem Jahr 1968 anhafte, ein Mythos sei: Vielen sei es mehr um sich
selbst als um tatsächliche Veränderung gegangen. Trotzdem hätte im Jahr 1968 etwa die
Bewegung für das Frauenstimmrecht «mächtig Schub erhalten», was erheblich dazu
beigetragen habe, dass das Frauenstimmrecht 1971 politische Realität wurde. Weitere
Errungenschaften des Jahres 1968 seien ein offeneres Verhalten zwischen den
Geschlechtern und den Generationen, die Nulltoleranz beim Schlagen von Kindern als
Erziehungsmassnahme oder auch, dass Homosexualität heute nicht mehr als Krankheit
und Sünde gelte. Eine andere Haltung zu den 68er-Aktivistinnen und Aktivisten und
deren Errungenschaften hatte das rechtskonservative Weltwoche-Magazin: Die
angeblichen Befreierinnen und Befreier seien vielmehr Versager gewesen. Zitiert wurde
etwa die ehemalige SP-Politikerin Christiane Brunner, wie sie nach ihrer politischen
Karriere sagte, dass die Frauen in den Organisationen der 68er nichts zu sagen gehabt
hätten und nur für das Kaffee holen und das Bett gut gewesen seien. Ebenfalls, so die
Weltwoche, sei das Gros der 68er-Bewegung Hedonisten gewesen, die allein an «Sex,
Love and Rock 'n' Roll» interessiert waren, oder es seien Gewaltbereite gewesen ohne
jegliches politisches Programm. Die wenigen mit einem politischen Programm hätten
hingegen lediglich an politischen Modellen Marx' und Lenins festgehalten, «deren
Haltbarkeit seit Jahrzehnten abgelaufen war». Trotz alldem attestierte auch die
Weltwoche der 68er-Bewegung einen Einfluss auf die Gegenwart. Die bürgerliche
Wählerschaft wäre heute ohne die 68er-Bewegung wohl grösser, mutmasste die
Weltwoche. Nicht etwa, weil die Bewegung tatsächliche Veränderungen bewirkt hätte,
sondern weil ihr Einfluss bis in die Gegenwart masslos überschätzt werde, auch von
vielen politischen Gegnern der 68er. 31

Seit Jahresbeginn gehört Pferdefleisch zum kulinarischen Erbe der Schweiz, wie die
Aargauer Zeitung berichtete. Es wurde in das Inventar mit über 400 Produkten
aufgenommen, welches der Verein «Kulinarisches Erbe der Schweiz» (KES) führt. Der
2004 vom Bund initiierte Verein erfasst Herstellung, Eigenschaften und Geschichte von
Schweizer Nahrungsmitteln. Dabei müssen die Produkte eine besondere Verbindung zur
Schweiz aufweisen, etwa durch ihre Produktionsart, eine lokale Verankerung oder einen
identitätsstiftenden regionalen Namen. Damit soll der Schweizer Bevölkerung ihre
kulinarische Kultur näher gebracht und die Nahrungsmittel in einem sozio-kulturellen,
wirtschaftlichen sowie räumlichen Kontext verankert werden, so das Ziel des Vereins.
Obwohl die Schweizer Bevölkerung jährlich pro Person nur durchschnittlich 360
Gramm Pferdefleisch esse (von insgesamt über 50 Kilogramm Fleisch pro Person), und
die Schweiz lediglich zehn Prozent des konsumierten Pferdefleisches selbst produziere,
habe das Pferdefleisch eine besondere Stellung in der Schweiz eingenommen, wurde im
Inventar festgehalten: Das Fleisch war früher besonders billig, weshalb es die arme
Bevölkerung gerne als Rindfleischersatz ass. Um zu verhindern, dass Metzgereien
billiges Pferdefleisch als teureres Rindfleisch verkauften, durfte bis zur Revision des
Lebensmittelrechts 1995 Pferdefleisch nur in der sogenannten «Rossmetzg» verkauft
werden. 
Ebenfalls auf der Liste des kulinarischen Inventars befinden sich zahlreiche Getreide-,
Brot-, Fleisch- oder Käsesorten, Desserts und Süssigkeiten sowie Spirituosen und
Getränke. Nebst bekannten Namen wie «Rivella», «Ovomaltine», «Mohrenköpfe» [sic!]
oder die landesweit verbreitete Streuwürze «Aromat» stösst man auch auf Spezialitäten
wie «Ankenzelte», «Thusner Hosenknöpfe», «Büsción» oder «Jambon cuit dans
l'asphalte». 32
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Am 27. Januar 1945, also vor genau 75 Jahren, hatte die sowjetische Rote Armee das
Konzentrationslager Auschwitz befreit, wo während dem Nationalsozialismus über eine
Million Menschen getötet worden waren. Am Jahrestag wurde in Polen dieser Befreiung
der Gefangenen gedacht. An der Gedenkfeier im ehemaligen KZ nahmen Staatschefs
und andere politische Vertretungen verschiedener Länder teil, darunter auch
Bundespräsidentin Simonetta Sommaruga. Sie legte einen Kranz für die Opfer nieder. Es
sei ganz wichtig, so Sommaruga nach ihrem Besuch in Auschwitz in einem Interview mit
dem «Blick», dass die Schweiz bei solchen Gedenkfeiern dabei sei. Was geschehen sei,
könne sich wiederholen, weshalb es unsere Aufgabe sei, bei Antisemitismus und
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jeglichen Formen von Verfolgung stets genau hinzuschauen.
Nur Tage zuvor hatte sich Sommaruga auch mit Schweizer Opfern getroffen, welche
unter dem Dritten Reich gelitten hatten. Wie der «Blick» berichtete, entschuldigte sie
sich bei diesen und gestand ein, die Schweiz habe sich «ihren» Überlebenden
gegenüber bisher kaltherzig verhalten. Laut Zeitung war Sommaruga damit die erste
Vertreterin der Landesregierung, welche das Leid dieser Personen offiziell anerkannte.
Ebenfalls nahm sich ein 2019 bei NZZ Libro erschienenes Buch den fast 400
Schweizerinnen und Schweizern an, welche während dem Zweiten Weltkrieg in
deutschen Konzentrationslagern umgebracht worden waren. Erstmals wurde damit
explizit die Geschichte von Schweizer KZ-Häftlingen aufgearbeitet und eine Liste
erstellt, welche die Opfer namentlich aufführt. Auch weil viele der Ermordeten
Auslandschweizer waren, wurde im Januar 2020 ein Auszug des Buches in der
«Schweizer Revue» publiziert, der Zeitschrift für Auslandschweizerinnen und
Auslandschweizer. Die Auslandschweizer Organisation (ASO) setzt sich bereits seit 2018
für eine Gedenkstätte für die in Konzentrationslagern ermordeten Schweizerinnen
und Schweizer ein. Während die «Schweizer Revue» festhielt, der Bundesrat sei
diesem Thema gegenüber vage geblieben, hat laut «Blick» eine Sprecherin aus
Sommarugas Departement verlauten lassen, der Bundesrat stehe einer derartigen
Einrichtung aufgeschlossen gegenüber. 33

En 1945, au sortir de la Seconde Guerre mondiale, la Suisse a accueilli de jeunes juifs et
juives rescapé.e.s des camps de concentration. Inspirée de ces événements, l'intrigue
de la série «Frieden» – «Le Prix de la paix» en français – se déroule dans un foyer où
sont hébergés des survivants du camp de concentration de Buchenwald. Diffusée en
novembre 2020 sur les chaînes nationales, cette série historique dévoile un pan
méconnu de l'histoire suisse. Les trois personnages principaux incarnent les paradoxes
auxquels furent confrontés la population et les autorités de l'époque. Klara,
enseignante dans le foyer, partage le quotidien des survivants des camps de
concentration. Afin de remettre l'entreprise familiale sur les rails, son mari Johann
Leutenegger doit engager un chimiste allemand au passé obscur, relié au régime nazi.
Des nazis que traque avec ardeur Egon, le frère de Johann. Employé par la
Confédération, il cherche à amener devant la justice les anciens criminels de guerre qui
se cachent sous de fausses identités en Suisse. Pour créer la série au plus gros budget
jamais réalisée en Suisse, la scénariste Petra Volpe – réalisatrice de «l'ordre Divin» – a
effectué des recherches historiques approfondies, s'appuyant notamment sur les
publications de la commission Bergier au sujet de la politique d'asile de la
Confédération pendant et après la Seconde Guerre mondiale. 
Un regard critique est porté sur l'accueil des rescapé.e.s, qui résulterait surtout d'un
calcul politique pour figurer dans les bons papiers des Alliés, vainqueurs de la guerre.
Officiellement, c'était pour faire honneur à sa longue tradition humanitaire que la
Suisse avait accepté d'accueillir des enfants. Les «Buchenwaldkinder» – 374 jeunes
garçons juifs arrivés en juin 1945 – avaient cependant entre 16 et 22 ans, ce à quoi les
structures d'accueil n'étaient pas préparées. D'abord mis en quarantaine, les jeunes
gens furent ensuite placés dans des foyers et des camps, parfois sous surveillance
militaire. Un accueil chaotique dans un environnement où l'antisémitisme était encore
latent. Dans le même temps, il est avéré que de nombreux membres du régime nazi ont
au moins momentanément trouvé refuge en Suisse dans leur fuite pour échapper à la
justice.
L'histoire du chimiste allemand engagé par une entreprise suisse repose également sur
une histoire vraie. L'entreprise Ems-Chemie, qui n'était à l'époque pas encore
propriété de la famille Blocher, produisait durant la guerre des carburants synthétiques
subventionnés par la Confédération pour faire face à la pénurie d'essence. Obligée de
se réinventer après la guerre, l'entreprise engagea le chimiste Johann Giesen, qui
occupait auparavant une fonction dirigeante dans une firme du régime nazi. Ses
compétences permirent le développement de la production de fibres synthétiques,
sauvant plus de 1000 emplois. Malgré son passé obscur, le chimiste n'a jamais été
condamné et il travailla même avec les Alliés. Son arrivée en Suisse fût par ailleurs
rendue possible par Robert Grimm, un influent politicien socialiste et anti-fasciste
notoire, qui le mit en contact avec Werner Oswald, le fondateur d'Ems-Chemie. De
telles collaborations furent fréquentes après la guerre. La Sonntagszeitung rappelle en
effet que les américains et les russes engagèrent eux-mêmes de nombreux
scientifiques nazis.

Si la série a été globalement bien reçue, certaines critiques lui ont néanmoins été
adressées. La Sonntagszeitung lui reproche notamment son ton accusateur, présentant
la Suisse comme un pays «sans coeur et opportuniste, où les criminels nazis en fuite
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vivaient en toute tranquillité dans des hôtels de luxe, tandis que les enfants sans
défense des camps de concentration n'avaient droit qu'à un maigre séjour – et encore,
c'était à des fins de relations publiques, afin de mieux paraître.» Ici se pose la question
de la perception actuelle des événements survenus au siècle passé. S'il paraît
aujourd'hui inacceptable que de jeunes gens traumatisés aient été placés dans des
camps et traités avec une sévérité militaire, le journaliste de la Sonntagszeitung Rico
Bandle rappelle que cela correspondait à la façon dont les juifs étaient traités dans
toute l'Europe après la libération par les Alliés. Cela justifie-il pour autant la manière de
faire des autorités suisses?
Dans son livre «Buchenwaldkinder – eine Schweizer Hilfsaktion», Madeleine Lerf s'est
intéressée au destin des rescapés. Leur séjour en Suisse, qui devait initialement durer
six mois, a ensuite été rallongé à un an, la plupart d'entre eux étant des apatrides
n'ayant nulle part où aller. La Suisse avait développé sa politique d'accueil pendant la
Seconde Guerre mondiale sur le principe de la transmigration, qui permettait aux
réfugié.e.s d'être hébergé.e.s pour une durée limitée, sans droit de séjour. Ce principe,
maintenu après la guerre, s'est donc appliqué au groupe de Buchenwald. Une partie
d'entre eux est finalement partie en Israël, avec l'aide d'organisations juives. D'autres
ont rejoint des parents aux États-Unis ou en Australie, alors qu'une trentaine de
personnes ont pu rester en Suisse, car elles souffraient de la tuberculose ou avaient des
parrains. Par ailleurs, selon des sondages effectués plus tard, les enfants de
Buchenwald ont malgré tout majoritairement gardé des souvenirs positifs de leur séjour
en Suisse. 34

Le mois de novembre 2022 a marqué les 175 ans de la guerre du Sonderbund. Si la
dernière guerre sur le territoire suisse a duré moins d'un mois et connu une centaine
de morts, elle n'en demeure pas moins un événement fondateur de la Suisse moderne.
Alors que cet anniversaire a été passé sous silence dans la presse romande, la presse
alémanique s'est en particulier attardée sur le rôle du général Dufour. À la tête de
l'armée suisse, sa science tactique a permis d'éviter des combats frontaux et des bains
de sang. « Le secret de Dufour consistait à ne pas orienter les événements vers la
destruction et l'anéantissement, mais à réduire au maximum les blessures physiques et
émotionnelles et à mettre fin à la guerre le plus rapidement possible. Ce n'est qu'ainsi
que l'État fédéral est devenu accessible aux perdants », a expliqué Joseph Jung dans la
Neue Zürcher Zeitung. Ce dernier est l'auteur d'une biographie de Guillaume Henri
Dufour intitulée « Einigkeit, Freiheit, Menschlichkeit » et publiée à l'occasion des 175
ans de la guerre. D'après Jung, le général Dufour demeure « der grösste Brückenbauer
des Landes » (« le plus grand bâtisseur de ponts du pays »). Malgré certains aspects
plus sombres – il a également commis des erreurs – le général Dufour est considéré
comme un héros national. Il est l'auteur de la première carte précise de la Suisse (la
fameuse carte Dufour) et l'un des fondateurs du Comité international de la Croix-Rouge
(CICR). Mais selon Jung, c'est en particulier son rôle dans la guerre du Sonderbund qui
l'a fait entrer dans la postérité. 
Pour rappel, le Sonderbund est le nom de l'alliance conclue en 1845 par les cantons
catholiques de Suisse centrale (Lucerne, Schwyz, Uri, Zug, Obwald, Nidwald) avec
Fribourg et le Valais, eux aussi catholiques. Ces cantons, soutenus par l'Autriche, la
France et la Prusse, souhaitaient se défendre contre les cantons libéraux réformés, qui
étaient majoritaires. Dans ce contexte, le plus gros danger pour ces derniers – qui
formaient les troupes confédérales – en cas de guerre résidait dans la possible
intervention militaire des puissances étrangères. D'après l'historien Jung, la maîtrise
stratégique de Dufour a permis d'éviter cela. D'une part, les soutiens étrangers du
Sonderbund ont été surpris de la rapidité à laquelle les troupes confédérales ont gagné
la guerre. D'autre part, l'importance accordée par Dufour à un traitement correct des
prisonniers et de la population civile a évité de donner un prétexte pour une
intervention. En outre, la volonté de Dufour de ne pas humilier les «
Sonderbundskantone » a contribué, conclut Jung, à faire de la Suisse une nation. C'est
en partie grâce à ses actions que malgré leur défaite, les fribourgeois, schwytzois ou
uranais ont pu se sentir tout aussi suisses que les vaudois, bernois ou zurichois. Dans
un article titré « Geburtswehen einer Willensnation », la Weltwoche relève également
que cette guerre a en quelque sorte permis de renforcer la cohésion nationale. En
effet, au lieu de séparer la Suisse alémanique et romande, le conflit opposait des
conceptions idéologiques et religieuses qui ne coïncidaient pas avec les frontières
linguistiques. En science politique, on parle de « cross-cutting cleavages » pour
désigner ce phénomène. Ainsi, dans les deux camps, des soldats germanophones ont
combattu aux côtés de soldats francophones, et même italophones chez les
confédérés. Comme le relève la Weltwoche, cette opposition entre la Suisse libérale et
la Suisse conservatrice a neutralisé la possibilité d'un conflit linguistique. Lorsque l'on
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recherche la recette du succès de la Suisse, cette notion de clivages différents ressort
souvent. Aujourd'hui encore, certaines différences subsistent entre la Suisse
conservatrice et la Suisse libérale, a constaté la NZZ en se rendant en Appenzell Rhode-
Intérieur, à Nidwald et dans le Haut-Valais. Après avoir rencontré divers politicien.ne.s
et historiens, le journal zurichois conclut cependant que la guerre du Sonderbund n'est
plus un sujet de discussion dans ces cantons, et que les milieux catholiques ont
presque disparus de l'espace public, en témoigne notamment l'abandon de la particule
du C dans le nom du PDC, qui s'est faite à l'unanimité dans le Haut-Valais, malgré de
fortes résistances à l'origine. 35

De temps à autres, des articles sur le rapport Bergier font surface dans la presse
helvétique. Ce fut une nouvelle fois le cas en novembre 2022, lorsque 24Heures
s'entretint avec l'historien Marc Perrenoud, membre de la commission Bergier, à
l'occasion des 20 ans de la parution du rapport. Pour rappel, la commission Bergier a
été instituée en 1996, sous la pression internationale subie par la Suisse en raison des
fonds en déshérence des victimes du nazisme dormant dans les banques helvétiques.
Son objectif était de faire la lumière sur les aspects négatifs de la politique menée par
la Confédération durant la seconde Guerre Mondiale. Publié à l'issu de cinq années de
recherches, le rapport Bergier dépeint une image de la Suisse plus complexe et
nuancée, moins «glorieuse» que ce qui était admis à l'époque. Face à la crainte de la
surpopulation étrangère et dans une atmosphère où régnait un antisémitisme diffus, la
Suisse n'a pas été aussi généreuse que ce que l'on voulait le croire lors de l'accueil des
réfugiés juifs. Le nombre des refoulés «vers un sort certain» demeure encore flou. En
outre, les banques suisses ont approvisionné le troisième Reich en échangeant de
l'argent contre de l'or, «issu indubitablement des pillages nazis en Europe de l'Est, voire
auprès des banques européennes». 24Heures relève que ces échanges ont également
eu lieu avec les Alliés. De manière générale, il apparaît clairement que la Suisse «avait
fait, volontairement ou non, le jeu du Reich». Selon Marc Perrenoud, le rapport Bergier
reste aujourd'hui encore d'actualité. En particulier, les recherches de la Commission
avaient démontré que «la politique de neutralité était très floue, qu'elle évoluait et
pouvait justifier tout et son contraire». Ce constat trouve une résonance dans
l'actualité, avec la guerre en Ukraine et les débats sur la neutralité qui en découlent.
Une initiative populaire sur la neutralité a d'ailleurs été lancée par l'organisation
national-conservatrice et anti-européenne «Pro Suisse».
Malgré les critiques à l'encontre de la Commission Bergier en Suisse, Marc Perrenoud
estime qu'il s'agit d'un exemple, dont le travail «est respecté et admiré à
l'international». Il rappelle qu'en France, «il n'y a jamais eu d'ouverture générale des
archives privées de banques et d'entreprises comme cela a été fait en Suisse». Il
regrette néanmoins que le rapport n'ait pas été assez lu et transmis, notamment par les
universitaires, car il contient des informations qui vont bien au-delà des principales
pierres d'achoppement telles que le refoulement des réfugiés et l'or nazi. 36
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Anniversaires nationaux

Im Rahmen der Enthüllungen der Parlamentarischen Untersuchungskommission zu den
Vorkommnissen im EJPD sowie den weiteren Nachforschungen zur Fichenaffäre
innerhalb des EMD stellten sich bei vielen Kulturschaffenden Zweifel ein, ob sie sich an
Kulturprojekten im Rahmen der 700-Jahr-Feierlichkeiten aktiv beteiligen sollen oder
nicht. Bereits am Jahresanfang zog der Schriftsteller Gerold Späth aus Protest gegen
den "Schnüffelstaat" sein für eine 700-Jahr-Feier-Serie von Radio DRS geschriebenes
Hörspiel "Lasst hören aus alter Zeit" zurück. Die Diskussion um einen Kulturboykott
wurde nun vor allem innerhalb der Autoren- und Autorinnen-Gruppe Olten geführt,
ohne dass vorerst jedoch ein kollektiver Boykottentscheid zustandekam. 37
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In der Folge unterzeichneten über 700 Kulturschaffende aus der ganzen Schweiz die
Erklärung "Keine Kultur zur Feier des Schnüffelstaates". Sie machten die Abschaffung
der politischen Polizei und die vollständige Offenlegung von allen Fichen und Dossiers
bis Ende Jahr zur Bedingung für die Mitarbeit an kulturellen Veranstaltungen anlässlich
der 700-Jahr-Feier. Nachdem diese Erklärung ohne wahrnehmbare Wirkung bei
Regierung und Parlament geblieben war, gingen die Initianten einen Schritt weiter und
liessen im April der Boykottdrohung den Boykottbeschluss folgen. Bis zum Juli
unterschrieben über 500 Kulturschaffende die Boykotterklärung. 38
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Die Gruppe Olten, welche sich 1989 noch grundsätzlich gegen einen Boykottaufruf
ausgesprochen hatte, stimmte im Juni an ihrer Generalversammlung mit 22 Ja gegen 17
Nein bei 5 Enthaltungen für die Unterstützung des Boykotts. Dass sich Gegner und
Befürworter des Boykotts praktisch die Waage hielten, zeigte, wie umstritten diese
Frage war. Einerseits betonten die Befürworter den Grundsatzcharakter der
Boykottfrage. Kulturschaffende sollten dem Uberwacherstaat nicht durch konstruktive
Kritik im Rahmen der Zentenarfeiern dienen, weil sie damit bloss eine Alibifunktion
übernehmen und das bestehende Machtgefüge legitimieren würden. Gegner betonten,
dass die Mitarbeit an den kulturellen Veranstaltungen eine einmalige Gelegenheit der
Mitsprache und Mitgestaltung am kulturellen und politischen Geschehen in der Schweiz
sei, die es nicht zu verpassen gelte. 39
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Die Debatte zum Kulturboykott und zum Verhältnis zwischen Staat und Kultur erfasste
aber auch Organisationen, die nicht zum Kultursektor im engeren Sinn gehören. So
haben Mitglieder verschiedener Aktionsgruppen das Komitee "700 Jahre sind genug"
gegründet; mit einem Manifest "Schweiz 1991: kein Grund zum Feiern" soll der Protest
gegen die staatlich inszenierten Feierlichkeiten ausgedrückt werden. Als
Gegenmanifestation zu den offiziellen Anlässen der Eidgenossenschaft plante das
Komitee ein grosses Festival, das im Sommer 1991 in Saignelégier (JU) stattfinden und
die "andere Schweiz" repräsentieren soll. Andere Veranstaltungen zu Themen wie
Umweltschutz, Asylpolitik, Dienstverweigerung oder Bankenpolitik sind ebenfalls
vorgesehen. 40
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Bei der Planung der 700-Jahr-Feier der Eidgenossenschaft, entwickelte sich aus der
Zusammenarbeit des Delegierten des Bundesrates, Marco Solari, mit den Kantonen und
privaten Organisationen ein dichtes Netz vielfältigster Projekte. Unter dem Leitmotiv
der Begegnung hat die von über 90 Organisationen getragene "Aktion Begegnung 91",
welche als Informations- und Koordinationsstelle dient, Schwerpunktprojekte wie
"Begegnung am Heimatort", das für Auslandschweizer bestimmte Programm " 1991 die
Schweiz besuchen" sowie einen Lehrlingsaustausch zwischen den Sprachregionen
vorbereitet. Andere Aktionen wie "Begegnen im Sport", getragen von den wichtigsten
Sportorganisationen des Landes, und "Stern 91 ", eine Sternwanderung von
verschiedenen Punkten der Landesgrenze bis in die Urschweiz als Beitrag der Schweizer
Wanderwege gehören ebenso zu den Schwerpunkten der Begegnungsaktionen. 41
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Die 700 Kulturschaffenden, welche bis im Frühling 1990 die Kulturboykottdrohung
gegen die 700-Jahr-Feier unterschrieben hatten, sind in der Deutschschweiz —
zumindest zu Beginn der Festlichkeiten — zum Thema geworden und haben, gemäss
den Kritikern des Boykotts, eine im Verhältnis zu ihrem potentiellen Kulturschaffen
überproportionale Öffentlichkeitswirkung erhalten. Der Boykottaufruf ist in der
Westschweiz weniger stark befolgt worden. Die offiziellen Veranstaltungen unter dem
Motto "Utopie" sind laut dem Festdelegierten Solari bei den Intellektuellen im
Welschland auf fruchtbaren Boden gestossen. 42
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Eine von Geschichtsprofessor Altermatt, welcher der vom Bundesrat eingesetzten
"groupe de réflexion" angehörte, durchgeführte Zwischenbilanz Ende Juli glaubte einen
Graben zwischen den Intellektuellen und dem Volk zu erkennen. Die vorwiegend
kritische Meinung zu den Festlichkeiten unter den Intellektuellen, Kultur- und
Medienschaffenden kontrastiere stark zur Haltung der übrigen Bevölkerungsgruppen.
Im übrigen sei die Festbereitschaft in der Westschweiz wie erwartet grösser als in der
Deutschschweiz. 43
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Rund um diese Feiern kam es auf verschiedenen Seiten zu Verstimmungen. Einerseits
protestierten Regierung und Parlamentarier des Tessin dagegen, dass zu der von der
parlamentarischen Koordinationskonferenz erarbeiteten Gedächtnisfeier im
Bundeshaus keine italienischsprachigen Redner eingeladen worden seien. Vor allem
aber empörte sich die Linke über die rein bürgerliche Rednerliste. Der Parteivorstand
der SP entschloss sich, der offiziellen Feier zwar beizuwohnen, parallel dazu aber eine
eigene Gedenkveranstaltung mit Historikern und Zeitzeugen zu organisieren. Die beiden
Abgeordneten der äusseren Linken dagegen boykottierten den offiziellen Festanlass.
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Der Gedenkgottesdienst im Berner Münster wurde von einer stummen Mahnwache der
Asylkoordination Schweiz begleitet, die zu einer ehrlichen Auseinandersetzung mit der
schweizerischen Flüchtlingspolitik aufrief. 44

Die Gedenkveranstaltung im Bundeshaus war geprägt von der Entschuldigung
Bundespräsident Villigers für die Rückweisung der jüdischen Verfolgten des
Naziregimes an der Schweizer Grenze. Das Überleben der Schweiz sei nur durch eine
punktuelle Zusammenarbeit mit dem potentiellen Feind möglich gewesen, führte
Villiger aus, der namentlich auf die auf eine Anregung der Schweizer Behörden
zurückgehende Einführung des Judenstempels hinwies. Dennoch, so Villiger, stehe es
ausser Zweifel, dass die Schweiz mit ihrer Politik gegenüber den verfolgten Juden
Schuld auf sich geladen habe. Der Bundesrat bedaure dies zutiefst und entschuldige
sich dafür, im Wissen darum, dass solches Versagen letztlich unentschuldbar sei. 45
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Der 8. Mai, als Jahrestag des Kriegsendes, wurde insbesondere in den
Deutschschweizer Grenzkantonen mit Gedenkanlässen oder offiziellen Feierstunden
begangen. Missfallen, diesmals auf bürgerlicher Seite, erregte eine Gedenkrede von
Bundesrätin Dreifuss in Thun, in welcher sie Teile der damaligen bürgerlichen Eliten,
deren Haltung auch im Bundesrat jener Zeit stark vertreten gewesen sei, des
Anpassertums gegenüber dem Nationalsozialismus bezichtigte. Die europäischen
Dimensionen des Kriegsendes wurden durch die Reisen von Bundespräsident Villiger
und Bundesrat Delamuraz zu den Gedenkfeierlichkeiten in Paris bzw. Moskau sowie das
Dankesschreiben der Landesregierung an die vier allierten Siegermächte
unterstrichen. 46
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Im Streit um nationale Jubiläen, die Bedeutung von mittelalterlichen Schlachten und
das Geschichtsverständnis der Schweiz ging ein sich zum sechs-hundertsten Mal
jährendes, für die moderne Schweiz wichtiges Ereignis etwas unter: die Eroberung des
Aargaus im Frühling 1415. Mit der Eroberung habsburgischer Stammlande in der
damaligen Grafschaft Baden und im Freiamt wurden erstmals in der Geschichte der
Eidgenossenschaft Gemeine Herrschaften errichtet, was gemäss der historischen
Forschung aufgrund der gemeinsamen Aufgabe für die Alten Orte den Beginn einer
langsamen Staatenbildung markiert. Unter dem Motto "Die Eidgenossen kommen!"
wurde im Kanton Aargau im Rahmen einer Reihe von Ausstellungen, kulturellen
Veranstaltungen, Tagungen und sogar sportlichen Anlässen das ganze Jahr über der
Bedeutung von 1415 gedacht. 47
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Um der insbesondere von der SVP vereinnahmten, ziemlich ideologisch und anti-
europäisch geprägten Geschichtsdiskussion im Jubiläumsjahr entgegenzutreten, plante
die Vereinigung "Die Schweiz in Europa", unterstützt von der Neuen Helvetischen
Gesellschaft, eine Feier zur ersten Verfassung des modernen Bundesstaates 1848.
Thomas Cottier, einer der Mitorganisatoren, betonte, man wolle einen Kontrapunkt zu
den eher rückwärtsgewandten Schlachtenjubiläen setzen. Die moderne Schweiz habe
sich im Diskurs mit ihren Nachbarn entwickelt und nicht in Abschottung. Der vorerst auf
dem Bundesplatz geplante Anlass musste jedoch vorab aus finanziellen Gründen
redimensioniert werden und fand dann auf dem Von-Roll-Areal der Universität Bern
statt. Alt-Bunderätin Ruth Dreifuss und die emeritierten Professoren Georg Kreis und
Andreas Auer traten als Rednerinnen und Redner auf, die ein Zeichen für eine
weltoffene Schweiz setzten wollten. Rund 300 Personen nahmen an der Feier teil. 48
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On a pu voir, en ce 12 septembre 2016, un peu partout en Suisse, diverses associations
fêter l'adoption de la Constitution de 1848. Cette date célèbre, selon eux, l'acte
fondateur de la Suisse moderne. En effet, il y a de cela 168 ans, les débats furent vifs
après la guerre du Sonderbund. Il s'agissait de réussir à réunifier le pays avec une
nouvelle constitution. Rappelons que quatre ans auparavant, en prémices à la guerre
mentionnée, plus de 100 morts ainsi que près de 200 blessés furent à comptabiliser
après des affrontements entre corps francs protestants et catholiques lucernois, ces
premiers n'acceptant pas que l'éducation lucernoise soit remise aux mains des jésuites,
assurant ainsi les traditions catholiques.
Ces événements marqueront profondément la construction de cette Suisse moderne.
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Des groupements politiques tels que la Jeunesse Socialiste Suisse ou Operation Libero
se rapportent donc à cette date comme référence pour "leur" Suisse, dans une volonté
de rompre avec la création du mythe Suisse basé sur le 1er août 1291.
Déjà en 2009, la conseillère nationale socialiste bernoise Margret Kiener Nellen (sp, BE)
posait la question au Conseil Fédéral de savoir quelle date représentait au mieux l'acte
fondateur de la Suisse moderne. Celui-ci lui répondit que "le 12 septembre 1848 n'est
certainement pas la seule date à retenir, mais elle est peut-être la date la plus
importante tant il est vrai que ce jour-là les constitutions cantonales ont perdu leur
rang intouchable de charte suprême, sans que les cantons du Sonderbund ne s'y
opposent par ailleurs." Le Conseil fédéral précise toutefois que sur ces questions la
liberté d'opinion prévaut et qu'il n'est pas de leur ressort de fixer une date précise, la
confédération ne s'étant, à l'instar de Rome, pas construite en un jour, pour reprendre
les propos des sept sages. 49

Image de la Suisse à l'étranger

In den Jahren 2019 und 2020 jährte sich der Beginn des Zweiten Weltkriegs im Jahre
1939 zum 80. und das Ende des Kriegs 1945 zum 75. mal. Entsprechend häufig und
vielfältig wurde der Krieg anlässlich der Jahrestage – dem 1. September (Überfall auf
Polen) und dem 8. Mai (Ende des Krieges in Europa) respektive dem 2. September
(Kapitulation Japans) – in den Medien thematisiert.
Berichtet wurde über die politisch und rassistisch begründeten Verfolgungen
zahlreicher Menschen durch die NSDAP; den Holocaust und den Porajmos sowie die
versuchten Attentate auf Hitler; über Schweizer Widerstandskämpferinnen und
-kämpfer und Fluchthelferinnen und -helfer ebenso wie Sympathisantinnen und
Sympathisanten des Nationalsozialismus; die Schuld respektive Unschuld der Schweiz
an verübten Kriegsverbrechen; über den Kriegsverlauf; die Strategie von General
Guisan; über nach wie vor vermutetes Nazi-Geld auf Konten Schweizer Banken; über die
beiden Atombombenabwürfe auf Hiroshima und Nagasaki; über den Jubel und die
Freude über das Kriegsende und über den darauffolgenden Wiederaufbau zerstörter
Städte. Zu reden gab zudem ein Sachbuch, welches sich erstmals der über 400
Schweizerinnen und Schweizer annahm, die in deutschen Konzentrationslagern getötet
worden waren.
Auch der Bundesrat nutzte die Gelegenheit, sich an die Geschehnisse zu erinnern: Zu
Ehren der Opfer des Völkermords reiste die Schweizer Bundespräsidentin im Januar
nach Auschwitz und nahm an der dortigen Gedenkfeier teil. Auch wurde am 1. April eine
Gedenkfeier zum 80. Jahrestag der Bombardierung Schaffhausens in der Schaffhauser
Steigkirche abgehalten. Anwesend am Anlass waren Bundesrätin Karin Keller-Sutter
sowie der US-amerikanische Botschafter Edward McMullen. 50
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Climat national

Dass sich die turbulenten Ereignisse des Jahres 1968 zum zwanzigsten Mal jährten,
bildete für manche den Anlass zu einem Rückblick auf dieses Jahr und zu einer Bilanz
der 68er Bewegung. Während sich ehemalige «68er» teilweise über das Scheitern ihrer
damaligen Bemühungen und über den heutigen Rückzug ins Private beklagten, freuten
sich Vertreter der liberalen Ideologie über ebendieses Scheitern und werteten es als
Beweis für die Tauglichkeit des liberalen Staates. Neben den Zeichen von Frustration,
Nostalgie und Häme, die zu vernehmen waren, wurden aber auch Versuche
unternommen, die politische und gesellschaftliche Wirkung jener Bewegung zu erfassen
und über den Verbleib der damaligen Ideale nachzudenken. Dabei wurde nicht
übersehen, dass die konkreten Forderungen der Studentenbewegung – vielleicht
abgesehen von der Beendigung des Vietnam-Krieges – entweder nicht erfüllt oder aber
mit dem Nachlassen des politischen Druckes in den 70er Jahren wieder rückgängig
gemacht worden waren. Andererseits wurde jedoch auch argumentiert, dass «1968» zu,
einem Symbol für einen Zeitabschnitt geworden sei, der eine Generation – analog zur
«Aktivdienstgeneration» – mit einer gemeinschaftlichen Prägung des Bewusstseins und
des Selbstverständnisses hervorgebracht habe. Die 68er Bewegung habe dadurch Tore
geöffnet zu alternativen Lebenswerten und zu einer Gegenkultur, welche schliesslich zu
den Trägern von neuen politischen Organisationen, von Feminismus und
Ökologiebewegung geworden seien. Im Weiteren wurde auch darauf aufmerksam
gemacht, dass der vor 20 Jahren angetretene «Marsch durch die Institutionen» zwar
von seinem ursprünglichen Weg Richtung Sozialismus abgekommen sei, dass er aber
doch die Wissenschaft, das Geistesleben und Teile der öffentlichen Verwaltung auf
einen tendenziell progressiveren Kurs gebracht habe. Umstritten blieben die Fragen,
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inwieweit die zunehmende Distanz zu Traditionen und Konventionen Resultat des
damaligen Aufbrechens von gesellschaftlichen Tabus sei, und inwiefern die Abkehr vom
Streben nach der Verwirklichung von gesellschaftlichen Globalkonzepten hin zu
punktuellem, von Betroffenheit geprägtem Handeln als Resultat der repressiven
Reaktion auf die 68er Bewegung betrachtet werden könne, oder ob nicht beides
vielmehr sozioökonomische Ursachen habe. 51

In der letzten Augustwoche fanden in Basel Feierlichkeiten zum Gedenken des
Zionistenkongresses statt, der vor 100 Jahren in dieser Stadt stattgefunden hatte, und
der als Geburtsstunde für die 1948 erfolgte Gründung des Staates Israel gilt. Unter
grossen Sicherheitsvorkehrungen zum Schutz der Repräsentanten Israels trafen sich
mehr als tausend Teilnehmer aus aller Welt zu Kongressen, Gedenkfeiern und anderen
Anlässen. Die Schweiz war durch Bundesrätin Dreifuss und Nationalratspräsidentin
Stamm (cvp, LU) vertreten; offizieller Vertreter Israels war der Präsident der Knesset,
Dan Tichon. Zu den im Vorfeld befürchteten Demonstrationen von
palästinenserfreundlichen Kreisen gegen den israelischen Staat kam es nicht. 52
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Während der coronabedingten ausserordentlichen Lage im Frühling erlebte die Schweiz
innerhalb der Bevölkerung eine Welle der Solidarität, das Angebot an freiwilligen
Hilfsangeboten war ausgeprägt. Die Presse berichtete über diese Hilfsbereitschaft,
zudem nutzte sie die Gelegenheit, um auf die Geschichte der Solidarität in der Schweiz
zurückzublicken.

Wie Zeitungen zu entnehmen war, äusserte sich diese Solidarität auf unterschiedliche
Weise: So wurden während des Corona-Lockdowns im März Nachbarschaftshilfen per
WhatsApp gegründet, damit für Menschen in Quarantäne, die das Haus nicht verlassen
durften, oder Angehörige der Risikogruppe, die das Haus nicht verlassen sollten,
Einkäufe organisiert werden konnten. Des Weiteren wurden Kinderbetreuungen
organisiert für Eltern, die beispielsweise in der Pflegebranche tätig waren, oder für
jene, die ihre Arbeit im Home-Office verrichteten und die parallele Kinderbetreuung
aufgrund der Schliessung der Kitas nicht koordinieren konnten. In vielen dieser
Hilfsgruppen waren auch Menschen aktiv, welche sonst in Kirchen, Bürgerbewegungen
oder Parteien tätig waren: Die Hilfsgruppe des Berner Quartiers Bümpliz-Bethlehem
etwa sei von der örtlichen SP gegründet worden, wie der «Sonntagszeitung» zu
entnehmen war. Oft handelte es sich aber einfach um Hilfe unter Nachbarn oder
Angehörigen.
Ferner war die Solidarität auch wirtschaftlicher Natur, wie die Medien anhand diverser
Beispiele darlegten: Immobilienbesitzer etwa zeigten sich mehrmals kulant und
erliessen ihren Mieterinnen und Mietern einen Mietzinserlass für die Dauer der
Einschränkungen. Gemäss einer von gfs.bern durchgeführten Umfrage hatten etwas
über 10 Prozent der Vermieterinnen und Vermieter ihren Mietenden von sich aus ein
Entgegenkommen bei den Mietzahlungen angeboten. Ein grosser Onlinehändler musste
ferner aufgrund der massiv gestiegenen Bestellnachfrage bis zu 200 Mitarbeitende
rekrutieren, wobei er von der Krise getroffenen Arbeitgebern anbot, deren
Mitarbeitende temporär aufzunehmen, um finanzielle Entlastung zu bieten; der stark
leidende Gastronomiebereich und der Detailhandel wurden von der Kundschaft
unterstützt, indem Gutscheine für die Zeit nach der Krise gekauft oder Essen und
Produkte nach Hause bestellt wurden. Inwiefern diese Solidaritätsbekundungen helfen
konnten, wirtschaftliche Einbussen zu mindern, wird die Zukunft weisen.
Der Bundesrat sagte der Wirtschaft Hilfe in Form von Krediten zu und auch die Armee,
welche Soldaten zur Unterstützung bei der Bewältigung der Krise  einsetzte, bemerkte
die erhöhte Hilfsbereitschaft: Zu den aufgebotenen 8'000 Soldatinnen und Soldaten
gesellten sich 1'000 Freiwillige, welche sich für den Assistenzdienst meldeten; auch
Zivildienstleistende befanden sich darunter.

Diesen solidarischen Umgang während Krisenzeiten, so kommentierten verschiedene
Zeitungen, habe die Schweiz über die Jahrhunderte erst schmerzlich lernen müssen.
Der Historiker Christian Pfister siedelte in der Aargauer Zeitung die Anfänge der
«Schweizer Solidarität» im 19. Jahrhundert an, als die Schweiz von mehreren
Naturkatastrophen heimgesucht worden war. Nach den starken landesweiten
Überschwemmungen von 1868 habe der Bundesrat des damals noch jungen
Nationalstaats erstmals die Gelegenheit genutzt, sich als Helfer zu positionieren und zur
nationalen Sammelkampagne aufgerufen, wobei CHF 3.6 Mio. an Hilfsgeldern sowie
mehrere Tonnen Lebensmittel für die Geschädigten gespendet worden seien.
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In der Weltwoche sah alt-Nationalrat Christoph Mörgeli die Solidarität als «Kraft, die
aus den Bergen kommt» und betonte, die Schweiz habe seit jeher in Krisen Stärke und
Lernbereitschaft bewiesen, die Solidarität habe in der Schweiz eine lange Tradition: Von
der Besetzung Napoleons 1798 oder dem Bergsturz von Goldau 1806 bis hin zum
Grounding der Swissair 2001 und der Bankenkrise von 2008; zahlreiche Male habe die
Schweizer Bevölkerung Krisen überwunden und in der Not solidarisches Verhalten unter
Beweis stellen können.
Auch an der Corona-Pandemie werde die Schweiz wachsen, konstatierte die
Sonntagszeitung: Die Nachbarschaftshilfen und Rücksichtnahme auf ältere Menschen
oder Risikogruppen, aber auch die Einsatzbereitschaft des Gesundheitspersonals
zeigten jedenfalls, dass Solidarität nicht nur ein Hoffnungsschimmer sei, sondern gelebt
würde. 53
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